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báåÑ ÜêìåÖ=

aêK=cäçêá~å=j~óÉê=
aêK=mÉíÉê=lÉëíÉêÇáÉâÜçÑÑ=

cêáÉÇêáÅÜJbÄÉêíJpíáÑíìåÖ=

Seit einigen Jahren bestimmen Begriffe wie 
„Wissensgesellschaft“, „Innovationslücke“ und 
„postindustrielles Wirtschaften“ den öffentlichen 
Diskurs in den industrialisierten Gesellschaften 
des Westens. Deutschland befindet sich im zu-
nehmenden globalen Wettbewerb, in den auch 
junge, aufstrebende Volkswirtschaften eingetre-
ten sind. In seinem Außenhandel muss das 
Hochlohnland Deutschland angesichts dieser 
Herausforderungen auf wissens- und technolo-
gieintensive Sektoren setzen. 

Die Forschungslandschaft ist in Deutschland je-
doch wegen der Trennung in universitäre und 
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen in 
Säulen aufgegliedert. Es stellt sich die Frage, ob 
die Strukturen strategische Kooperationen in-
nerhalb der Säulen und säulenübergreifend er-
schweren. Gleichzeitig leiden insbesondere die 
Universitäten, wie der Vergleich mit „internatio-
nalen Leuchttürmen“ lehrt, an knapper Finan-
zierung. Neue Strukturen, Prozesse und Menta-
litäten sind daher wichtig, um Forschung und 
Bildung unter den gegebenen finanziellen Rah-
menbedingungen effizienter zu gestalten, und 
sie so auch international stärker zu profilieren. 
Um aus dem gegebenen Ressourceneinsatz mehr 
Wachstum zu generieren, fordern Experten, die 
Forschungs- und Wissenschaftslandschaft zu 
bündeln und durch strategische Planung zu ko-

ordinieren. Bedeutsam ist zudem eine Optimie-
rung der Schnittstellen von Wissenschaft, Wirt-
schaft und Politik. Von einer gezielten Techno-
logietransferpolitik kann die Wirtschaft profitie-
ren: start-up-Unternehmen und spin-offs in tech-
nologie- und wissensintensiven Sektoren tragen 
zur Erneuerung des Unternehmensbestandes in 
Deutschland bei und sichern die Wirtschafts-
kraft des Landes für die Zukunft. 

Vor diesem Hintergrund hat die Friedrich-Ebert-
Stiftung dem Thema der regionalen Vernetzung 
von Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft ei-
ne Konferenz gewidmet. Geplant war ein Drei-
schritt: Wie sollen Universitäten und außeruni-
versitäre Forschungseinrichtungen intern um-
strukturiert und extern verknüpft werden? Wie 
ist die Schnittstelle zwischen Wissenschaft, Wirt-
schaft und Politik optimal zu gestalten? Ist das 
Konzept der Vernetzung und Verknüpfung auf 
den Wissenschaftsstandort Berlin anwendbar? 

Die vorliegende Dokumentation fasst den Ver-
lauf der Konferenz zusammen. Wir wünschen 
Ihnen eine spannende Lektüre! 

Einen Audiolink zur Veranstaltung finden Sie 
unter:
http://www.fes.de/aktuell/audio/Regionale_
Vernetzung_5min42.mp3 
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_ÉÖê ìåÖëïçêíÉ=

^åâÉ=cìÅÜë=
sçêëáíòÉåÇÉ=ÇÉê=

cêáÉÇêáÅÜJbÄÉêíJpíáÑíìåÖ=

Sehr verehrte Damen und Herren, 

I.

ich begrüße Sie zur heutigen Konferenz, die sich 
mit einem wichtigen, wenn nicht dem zentralen 
Thema unserer Gesellschaft auseinander setzen 
wird:

 Wie sichern wir die wirtschaftliche Zukunfts-
fähigkeit unseres Landes? 

 Wie geben wir in Deutschland unser Geld für 
Wissenschaft und Forschung aus? 

 Kann eine intensivere Vernetzung von Wis-
senschaft, Forschung und Wirtschaft die In-
novationskraft steigern? 

Wir machen uns insbesondere mit Blick auf die 
aufstrebenden Wirtschaftsmächte Asiens Sorgen 
um unsere wirtschaftliche Zukunftsfähigkeit. 
Unstreitig ist: Deutschland muss auf wissens- 
und technologieintensive Sektoren setzen, um 
sein Wirtschaftswachstum zu steigern, um im 
globalen Wettbewerb bestehen und weiterhin 
Exporterfolge feiern zu können. Unstreitig ist 
auch, dass wir dafür unsere Anstrengungen in 
Forschung und Entwicklung verstärken müssen. 
Dabei stehen Wirtschaft und Staat gleicherma-
ßen in der Pflicht. Diese Erkenntnis spiegelt sich 
in verschiedenen politischen Initiativen wider: 
so z. B. in der europäischen Lissabon-Strategie, 
der High-Tech-Strategie und der Exzellenzinitia-
tive. 

Auf der anderen Seite sind die öffentlichen 
Ressourcen knapp und die Konsolidierung der 
Haushalte ist ein wichtiges politisches Ziel – 
wollen wir nicht weiter auf Kosten unserer Kin-
der und Enkelkinder leben. Kurz- und mittel-
fristig ist eine Entspannung der öffentlichen 
Haushaltslage nicht zu erwarten. 

Wir müssen dafür sorgen, Forschung und Wis-
senschaft unter den gegebenen finanziellen 
Handlungsspielräumen möglichst effizient zu 
gestalten und bestehende Synergien zu nutzen. 

Das bedeutet nicht, einer reinen Ökonomisie-
rung der Bildung das Wort zu reden und die 
Wissenschaft zum Büttel der Wirtschaft zu ma-
chen. Aber wir stehen vor gewaltigen wirt-
schafts- und sozialpolitischen Herausforderun-
gen, zu deren Bewältigung Wissenschaft und 
Forschung einen Beitrag leisten können und 
müssen. 

aÉìíëÅÜä~åÇ= ãìëë= ~ìÑ= ïáëëÉåëJ= ìåÇ= íÉÅÜåçäçÖáÉáåíÉåëáîÉ=
pÉâíçêÉå=ëÉíòÉå“W=^åâÉ=cìÅÜëI=sçêëáíòÉåÇÉ=ÇÉê=cbp=

II.

Die Friedrich-Ebert-Stiftung stellt diese Thema-
tik auf der heutigen Konferenz zur Diskussion. 
Wir freuen uns, den Präsidenten der Helm-
holtzgemeinschaft, Herrn Professor Dr. Mlynek, 
für die Grundsatzrede gewonnen zu haben. Im 
Rahmen der anschließenden Podiumsdiskussio-
nen sollen drei Fragen im Mittelpunkt stehen: 

 Wie können Universitäten und außeruniver-
sitäre Forschungseinrichtungen sich intern 
umstrukturieren, um sich extern besser zu 
verknüpfen? 

 Auf welche Weise ist die Schnittstelle zwi-
schen Wissenschaft, Wirtschaft und Politik 
zu verbessern? 

 Lassen sich daraus Anregungen für den Wis-
senschafts- und Forschungsstandort Berlin 
beziehen? 
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Die Forschungslandschaft ist in Deutschland mit 
der Unterteilung in universitäre und außeruni-
versitäre Forschungseinrichtungen fragmentiert. 
Die bestehenden Strukturen erschweren strate-
gisch sinnvolle Kooperationen und säulenüber-
greifenden Wettbewerb, obwohl die Exzellenz-
initiative mit der Clusterförderung hier bereits 
etwas in Bewegung gebracht hat. 

^åâÉ= cìÅÜë= ÑçêÇÉêíÉ= hêÉ~íáîáí®í= áå= ÇÉê= dÉëí~äíìåÖ= ÇÉê= cçêJ
ëÅÜìåÖëJ=ìåÇ=táëëÉåëÅÜ~Ñíëä~åÇëÅÜ~ÑíK=

Die Fragmentierung hat zur Folge, dass deutsche 
Universitäten international nur wenig sichtbar 
sind: Bei internationalen Rankings tauchen deut-
sche Hochschulen nur selten und an nachran-
gigen Stellen auf. Dadurch wird der internatio-
nale Wettbewerb um die besten Köpfe erschwert. 
Ist die Fragmentierung der Forschungs- und 
Wissenschaftslandschaft mit der Humboldtschen 
Vorstellung der Einheit von Forschung und Leh-
re vereinbar? Müssen Wettbewerb und Koope-
ration neu justiert werden? Welcher Spielraum 
existiert dafür in unserem föderalen System? 
Die interne Umstrukturierung der Institutionen 
muss Ansatzpunkte für eine effektive externe 
Vernetzung liefern. Herr Professor Dr. Weiler 
wird uns darüber anhand seiner Erfahrungen 
mit dem US-amerikanischen und dem deutschen 
Wissenschaftssystem informieren. 

III.

Im zweiten Schritt wird die Frage nach der 
Schnittstelle von Wissenschaft, Wirtschaft und 
Politik aufgeworfen. Wie funktioniert das Zu-
sammenspiel der verschiedenen Systeme? Die 
großen deutschen Unternehmen sind vorwie-
gend in traditionellen Wirtschaftssektoren ange-
siedelt. Im Gegensatz z. B. zu den Vereinigten 
Staaten finden sich bei uns unter den Großun-

ternehmen kaum junge Unternehmen, die mit 
bahnbrechenden Innovationen rasch expandiert 
haben. Eine stärkere Erneuerung des Unterneh-
mensbestands in Deutschland ist aber wichtig, 
um mehr neue zukunftsfeste Arbeitsplätze ent-
stehen zu lassen. Dazu sind mehr „Start-Up-Un-
ternehmen“ und „Spin-Offs“ in technologie- und 
wissensintensiven Sektoren durch eine schnelle 
Umsetzung von Innovationen in Inventionen 
nötig. Wir möchten heute einen Blick auf ver-
schiedene Projekte werfen, die sich mit einer ra-
schen Patentverwertung und der Unterstützung 
von Ausgründungen befassen. 

Leider ist es Herrn Professor Huchra aufgrund 
einer schweren Erkrankung nicht möglich, aus 
den USA anzureisen. Wir wünschen ihm eine 
gute Genesung und freuen uns, dass unsere ehe-
malige Bundesbildungsministerin und amtieren-
de Vorsitzende des Bundestagsausschusses für 
Wirtschaft und Technologie, Edelgard Bulmahn, 
sich bereit gefunden hat, in diese Thematik ein-
zuführen. 

IV.

Wie Sie sicherlich wissen, gibt Berlin im Ver-
gleich zu anderen Bundesländern viel für For-
schung und Entwicklung aus. Auf der anderen 
Seite leidet die Stadt unter knappen öffentlichen 
Kassen, hoher Arbeitslosigkeit und bescheide-
nem Wirtschaftswachstum. Dennoch wäre es – 
angesichts der Notwendigkeit, die Studieren-
denquote im Lande zu erhöhen – ein Fehler, 
wenn Berlin föderalen Fehlanreizen folgen und 
die Ausgaben für die Wissenschaft zusammen-
streichen würde. Das Augenmerk sollte viel-
mehr darauf liegen, die gegebenen Strukturen 
zu optimieren, die gut ausgebildeten jungen 
Menschen in der Stadt zu halten und aus den 
Investitionen für Forschung und Entwicklung 
möglichst viel Nutzen für die Menschen zu er-
zielen. 

Diesen Gedanken greift die Wissenschaftskom-
mission auf, deren Initiator, Professor Dr. Niet-
hammer, das Impulsreferat zur abschließenden 
Runde liefern wird. Das Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts hat jüngst neuen Handlungs-
druck aufgebaut. Aber vielleicht kann Berlin 
durch Reformen seiner Wissenschaftslandschaft 
noch „sexier“ werden als es – höchstrichterlich 
bestätigt – bereits ist. 
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fã=dÉëéê®ÅÜW=^åâÉ=cìÅÜëI=aêK=jáÅÜ~Éä=açãáíê~=EcbpF=ìåÇ=aêK=
^ååÉííÉ=cìÖã~ååJeÉÉëáåÖ=EpÉå~íçêáå=~K=aKF=EîK=êK=åK=äKF=

V.

Meine Damen und Herren, 

die heutige Konferenz spricht zentrale Weichen-
stellungen zur Sicherung unserer Zukunft an. 
Wir sollten uns der Stärke bewusst sein, die wir 
in unserem hochwertigen Forschungs- und Wis-
senschaftssystem besitzen, ohne die enormen 
Herausforderungen, die zur Sicherung seines 
Standards notwendig sind, zu verdrängen. 

Ich danke den Podiumsteilnehmern für ihre Be-
reitschaft, heute mit uns diese Themen zu dis-
kutieren. Uns allen wünsche ich eine anregen-
de, erkenntnis- und vor allen Dingen folgenrei-
che Veranstaltung. 

Ich darf nun Herrn Professor Dr. Mlynek das 
Wort für seine Grundsatzrede erteilen. 
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dêìåÇë~íòêÉÇÉ=

mêçÑÉëëçê=aêK=g êÖÉå=jäóåÉâ=
mê®ëáÇÉåí=ÇÉê=eÉäãÜçäíòJdÉãÉáåëÅÜ~Ñí=

`Ü~åÅÉå=áå=ÇÉê=hêáëÉ=åìíòÉå=

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Frau 
Fuchs, 

Berlin ist heute in einer schwierigen Lage. Un-
ter dem Zwang zu extremer Sparsamkeit will 
die Stadt einer der relevanten Wissenschafts-
standorte in Deutschland bleiben, Wissenschaft 
sogar ausbauen. Denn das ist allen klar: Wis-
senschaft ist die Voraussetzung für Innovation 
und damit auch für den wirtschaftlichen Erfolg. 

Wie ist aber unser Wissenschaftssystem für die 
Herausforderungen der Zukunft gerüstet? Müs-
sen wir mit den gegebenen Strukturen brechen? 
Oder sind Reformen innerhalb des Systems der 
sinnvollere Weg hin zu mehr Effizienz und Leis-
tungsstärke? Brauchen wir vielleicht vielmehr 
Evolution statt Revolution? 

mêçÑÉëëçê=aêK=g êÖÉå=jäóåÉâI=mê®ëáÇÉåí=ÇÉê=eÉäãÜçäíòÖÉãÉáåJ
ëÅÜ~ÑíI=ÜáÉäí=~ìÑ=ÇÉê=hçåÑÉêÉåò=ÇáÉ=dêìåÇë~íòêÉÇÉK=

Ich freue mich, dass Sie mich eingeladen haben, 
mich dazu zu äußern. „In der Mitte von Schwie-
rigkeiten liegen die Möglichkeiten“, hat Albert 
Einstein einmal gesagt. Die Lage ist insofern 
schwierig, weil die Jury der Exzellenzinitiative 
die Anträge der Berliner Universitäten nicht so 
beurteilt hat, wie viele es sich erhofft haben. 
Zufriedenheit mit dem Status Quo sollten wir 
uns nicht leisten. 

báå=péêìåÖ=òìê Åâ=áå=ÇáÉ=sÉêÖ~åÖÉåÜÉáí=

NK= _Éêäáå=~ã=^ÄÖêìåÇ=

Wie schwierig eine Lage ist, das ist allerdings 
relativ. Um das zu verdeutlichen, will ich einen 
großen Sprung in die Vergangenheit machen 
und Sie mitnehmen in das Jahr 1806. Denn vor 
fast genau 200 Jahren, am 27. Oktober 1806, ritt 
Napoleon mit seinen Soldaten als Sieger durchs 
Brandenburger Tor. 

Das Heilige Römische Reich Deutscher Nation 
löste sich auf, die 16 deutschen Staaten traten 
dem Rheinbund unter Napoleons Protektorat 
bei und Preußen lag am Boden. Der Magistrat 
übergab Napoleon die Stadtschlüssel, die preu-
ßische Königsfamilie ging ins Exil, die Quadri-
ga auf dem Brandenburger Tor wurde abmon-
tiert und nach Paris gebracht. 

Berlin lag am Boden. Das war eine Zeit, in der 
Altes hinterfragt wurde, die Chance inmitten 
der Krise. Wilhelm von Humboldt ergriff diese 
Gelegenheit, um eine Universität zu gründen, 
die der Einheit von Forschung und Lehre ver-
pflichtet war. 

OK= kÉìÉ=råáîÉêëáí®í=

Nur drei Jahre nach Napoleons Einmarsch, im 
Jahr 1809, gründete Wilhelm von Humboldt die 
Alma Mater Berolinensis, die zur „Mutter“ aller 
modernen Universitäten wurde. Die berühm-
testen Gelehrten konnten als Professoren ge-
wonnen werden, die Universität erhielt den Na-
men Friedrich-Wilhelm, nach ihrem politischen 
Förderer. Den Namen Humboldt trägt sie erst 
seit 1949. 

Die neuen Bildungsideale beflügelten auch die 
Forschung. Die Universität zog viele der besten 
Naturforscher an, insbesondere um Alexander 
von Humboldt scharten sich die kreativen Geis-
ter. Und so kam es, dass Berlin zu einer Hoch-
burg der Wissenschaften wurde. 
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Auch Hermann von Helmholtz, der Namens-
patron der Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher 
Forschungszentren begann hier am Berliner 
Friedrich-Wilhelms-Institut für medizinische 
Chirurgie seine Ausbildung. Er profitierte von 
dieser modernen Universität, denn hier begeg-
nete er aktiven Forschern. Und es war Alexan-
der von Humboldt, der dem jungen Militärarzt 
zu seiner ersten Professur in Königsberg ver-
half. Dies war der Beginn einer großen Wissen-
schaftlerkarriere. Einige Jahrzehnte später kehr-
te Helmholtz nach Berlin zurück, auf den Lehr-
stuhl des Physikers Gustav Magnus. 

Doch Helmholtz dachte bereits an weitere Auf-
gaben: Dass die Einheit von Forschung und Leh-
re an den Universitäten sinnvoll ist, bezweifelte 
er nicht. Aber im Zeitalter der aufkommenden 
Elektrotechnik und der rasend schnellen In-
dustrialisierung, fehlte ihm im Alltagsbetrieb 
der Universität die Möglichkeit, diesen Heraus-
forderungen zu begegnen. 

PK= aáÉ=mÜóëáâ~äáëÅÜJqÉÅÜåáëÅÜÉ=oÉáÅÜë~åëí~äí=

Nach intensiven Verhandlungen konnte Her-
mann von Helmholtz 1887 die erste außeruni-
versitäre Forschungseinrichtung gründen: Die 
Physikalisch-Technische Reichsanstalt, heute als 
Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB) 
bekannt, war für die damalige Zeit ein Riesen-
institut. Hier sollten vor allem präzisere Eich- 
und Messmethoden für die moderne Industrie 
entwickelt werden. Die Gründung gelang in 
einer Public Private Partnership gemeinsam mit 
Werner von Siemens, der sogar Privatvermö-
gen investierte, sowie der Unterstützung durch 
den Kaiser. 

An diesem Forschungsinstitut wurden wegwei-
sende Mess-Verfahren entwickelt, die der deut-
schen Industrie einen Wissensvorsprung sicher-
ten. Hier wurden aber auch die Messungen 
durchgeführt, die wenige Jahre später Max Planck 
zu seiner Quantentheorie veranlassen sollten. 
Anwendung und Grundlagenforschung sind 
kein Gegensatz, sondern ein Paar. 

QK= aáÉ=h~áëÉêJtáäÜÉäãJdÉëÉääëÅÜ~Ñí=

Doch mit dieser ersten außeruniversitären For-
schungseinrichtung war die deutsche For-
schungslandschaft noch nicht komplett. Im Ja-
nuar 1911 gründete der Theologe Adolf von 
Harnack die Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft. Hier 

sollten ausgewählte Wissenschaftler – frei von 
Lehrverpflichtungen – ganz nach eigenem Er-
messen forschen können, und zwar mit einer 
Spitzenausstattung. Aus der Kaiser-Wilhelm-
Gesellschaft ist heute die Max-Planck-Gesell-
schaft geworden, die in der Grundlagenforschung 
weltweit höchste Anerkennung genießt. Auch 
heute hat für die MPG das so genannte Harnack-
Prinzip oberste Priorität. 

aáÉ=dÉÖÉåï~êíW=táÉ=áëí=ÇáÉ=i~ÖÉ=ÜÉìíÉ\=

All diese Gründungen haben in Berlin stattge-
funden, einem einzigartigen Standort für die 
Wissenschaft. Unser heutiges Wissenschaftssys-
tem ist nicht einfach auf dem Reißbrett geplant, 
sondern mit seinen verschiedenen Pfeilern orga-
nisch gewachsen. Und immer gab es sehr gute 
Gründe, noch einen weiteren Pfeiler hinzuzufü-
gen, wie etwa nach 1945 die Fraunhofer-Gesell-
schaft und die Helmholtz-Gemeinschaft. 

Wir müssen uns jedoch fragen: Sind diese Struk-
turen auch heute noch zeitgemäß? Trägt die Ar-
chitektur? Wie belastbar ist die Statik? Können 
wir auf einen dieser Pfeiler verzichten? Müssen 
wir Querverstrebungen ausbauen? Dazu stelle 
ich drei Thesen auf, die auch auf Berlin anwend-
bar sind. 

Meine erste These ist: Unser Wissenschaftssys-
tem ist im Kern gesund, es ist vielseitig und leis-
tungsfähig. 

Meine zweite These lautet: Wir müssen die 
Vernetzung zwischen den Pfeilern weiter aus-
bauen. 

Und meine dritte These heißt: Wir müssen 
darüber hinaus auch neue Formen der Koope-
ration entwickeln, um die Wirtschaft mit ins 
Boot zu holen und Wissen in die Anwendung 
zu bringen. Nur so wird aus Wissen Innovation 
und damit Wirtschaftswachstum und Arbeits-
plätze. 

Zu meiner ersten These: Unser Wissenschafts-
system ist im Kern gesund und leistungsfähig. 

tç=ëíÉÜÉå=ïáê\=

Zurzeit gibt Deutschland etwa 2,5 Prozent sei-
nes Bruttoinlandsprodukts für Forschung und 
Entwicklung aus, das entspricht rund 60 Mil-
liarden Euro. Etwas mehr als zwei Drittel dieser 
Summe werden von der Industrie aufgebracht, 
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ein Drittel von der öffentlichen Hand. Bis zum 
Jahr 2010 will Deutschland seine Investitionen in 
Forschung und Entwicklung auf 3 % des Brutto-
inlandsprodukts erhöhen. So lautet das ehrgei-
zige Lissabon-Ziel, das die Bundesrepublik be-
reits im Jahr 2000 beschlossen hat. Zusammen 
mit dem Pakt für Forschung und Innovation, 
mit der Hightech-Strategie und der Exzellenz-
initiative ist dadurch Bewegung und auch mehr 
Geld in das System der öffentlich finanzierten 
Forschung gekommen. 

mä®ÇáÉêíÉ= Ñ ê=ÉáåÉ=ëí®êâÉêÉ=sÉêåÉíòìåÖ=ÇÉê=táëëÉåëÅÜ~ÑíëéÑÉáJ
äÉê=ìåÇ=åÉìÉ=hççéÉê~íáçåëÑçêãÉå=ãáí=ÇÉê=táêíëÅÜ~ÑíW=mêçÑÉëJ
ëçê=aêK=g êÖÉå=jäóåÉâ=

Die Universitäten erhalten dabei etwas mehr als 
die Hälfte der Forschungsgelder, sie sind nach 
wie vor, im Humboldtschen Sinn, Stätten, in de-
nen Forschung und Lehre praktiziert wird. Die 
andere Hälfte geht an die verschiedenen außer-
universitären Organisationen wie die Helm-
holtz-Gemeinschaft, die Max-Planck-Gesellschaft, 
die Fraunhofer-Gesellschaft und die Leibniz-Ge-
meinschaft. Diese Organisationen unterscheiden 
sich in ihrer Zielsetzung so, dass das gesamte 
Spektrum der Forschung sehr gut abgedeckt 
werden kann. 

Als ein Beispiel will ich mich nun auf die unter-
schiedlichen Aufgaben von universitärer For-
schung und Helmholtz-Forschung einerseits, aber 
auch auf geeignete Kooperationsformen ande-
rerseits konzentrieren. 

aáÉ=råáîÉêëáí®íÉåW=pÅÜï®ÅÜÉå=ìåÇ=pí®êâÉå=

Die Universitäten in Deutschland schultern die 
Last der Ausbildung der nächsten Generation 
weitgehend allein. Chronisch unterfinanziert 
und vom Ansturm der Studierwilligen überfor-
dert, haben sich die Studienbedingungen deut-
lich verschlechtert, die Abbrecherquoten sind 
hoch, die Studienzeiten zu lang. Auch die Ent-
scheidungsstrukturen an Universitäten sind 
schwerfällig, eine klare Profilbildung ist schwer 
durchzusetzen. 

Dennoch forschen Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler an den rund 80 deutschen Uni-
versitäten auf hohem Niveau und in einer dis-
ziplinären Breite, die sich deutlich von außer-
universitären Forschungseinrichtungen und Un-
ternehmen unterscheidet. 

wÉåíêÉå=ÇÉê=eÉäãÜçäíòJdÉãÉáåëÅÜ~Ñí=

Die 15 großen Forschungszentren der Helmholtz-
Gemeinschaft leisten jedoch eine Art von For-
schung, die in den Universitäten nicht möglich 
ist. Unsere 15 Helmholtz-Zentren sind eigent-
lich die Nationalen Forschungslaboratorien von 
Deutschland, mit dem Auftrag, große und drän-
gende Probleme von Gesellschaft und Wirtschaft 
aufzugreifen und durch Spitzenforschung zu 
lösen. Dafür entwickeln wir Großgeräte und 
komplexe Infrastrukturen und führen weltweit 
vernetzte Projekte zum Erfolg. Ich nenne hier 
als Beispiel die Energieversorgung der Zukunft. 

50 Prozent der öffentlich geförderten Energiefor-
schung findet in den Helmholtz-Zentren statt. 
Wir entwickeln in großem Stil erneuerbare Ener-
giequellen, arbeiten mit großen Maschinen an 
der Kernfusion und verbessern den Wirkungs-
grad von konventionellen Kraftwerken, aber 
auch die Sicherheit von Kernkraftwerken sowie 
die Entsorgung von nuklearen Brennstoffen. 

Wir verfolgen all diese Ansätze, um auch in 
einer Zukunft jenseits der fossilen Brennstoffe 
unseren Energiebedarf decken zu können und 
gleichzeitig den Klimawandel zu bremsen. Da-
für brauchen wir einen langen Atem, müssen 
hohen technischen Aufwand treiben. 
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Ein anderes Beispiel für unsere Aufgaben ist das 
weltumspannende Earth Observation System 
EOS. Dieses Forschungsnetzwerk besteht aus Sa-
telliten, Forschungsflugzeugen und Forschungs-
schiffen und sammelt Daten, die ein umfassen-
des Bild der Erde zeichnen. Damit beobachten 
wir die Veränderungen der Atmosphäre, des 
Meeresspiegels, der Landoberflächen, aber auch 
die Bewegung der Kontinentalplatten. So erhal-
ten wir verlässliche Aussagen über den Anstieg 
des Meeresspiegels, die Wüstenbildung oder die 
Erdbebengefahr. Und diese Erfahrung kommt 
uns zugute: Das Tsunami-Frühwarnsystem, das 
wir vor der Küste Indonesiens aufgebaut haben, 
stand innerhalb von nur 12 Monaten. Ein solches 
Projektmanagement kann nur Helmholtz leis-
ten!

Doch auch die Helmholtz-Gemeinschaft muss 
sich weiterentwickeln. Unsere Rechtsstrukturen 
erlauben nicht immer schnelles Handeln und 
Entscheiden; und wir sind in unserer Themen-
setzung teilweise stark von politischen Vorgaben 
abhängig, die sich manchmal zu schnell verän-
dern. Wir müssen uns noch stärker auf die gro-
ßen Probleme konzentrieren, die unsere Mission 
sind. Und wir dürfen nicht aus dem Blick ver-
lieren, dass wir den Nachwuchs noch gezielter 
fördern müssen. 

Im Talentmanagement haben wir jedoch Fort-
schritte gemacht: mit zahlreichen Helmholtz-
Kollegs, Graduiertenschulen sowie den Helm-
holtz-Hochschul-Nachwuchsgruppen fördern 
wir in enger Kooperation mit Universitäten be-
gabte Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wis-
senschaftler. Allerdings stellen wir manchmal 
fest, dass hier die Zusammenarbeit mit den Uni-
versitäten noch nicht optimal ist. Obwohl etwa 
1000 Helmholtz-Wissenschaftlerinnen und -Wis-
senschaftler fast 3000 Semesterwochenstunden 
Vorlesungen im Jahr abhalten, wird es ihnen 
nicht immer leicht gemacht, im Universitätsbe-
trieb ihren gleichberechtigten Platz zu finden. 

rãÄ~ì=ÇÉë=táëëÉåëÅÜ~ÑíëëóëíÉãë\=

Wenn wir aber die Arbeitsteilung zwischen au-
ßeruniversitären Einrichtungen und den Univer-
sitäten grundsätzlich in Frage stellen wollten, 
gäbe es zwei extreme Lösungen: 

Erstens: Die Integration der Helmholtz-Zentren 
in die Universitäten. Dies sehen einige als sinn-

volles Ziel an. Was aber bedeutet das in der 
Praxis? Ich meine, es würde den Abschied von 
Forschungslabors mit einer nationalen Mission 
und Großgeräten bedeuten. Wie will man im 
Rahmen des Universitätsbetriebs eine Antarktis-
station oder einen riesigen Teilchenbeschleuni-
ger planen, aufbauen und betreiben? 

Im zweiten Szenario könnten die Universitäten in 
die Helmholtz-Zentren integriert werden. Dann 
würde es sozusagen Rumpf-Universitäten für 
die Bachelor- und Masterstudierenden geben, 
während die Doktoranden an Forschungsuni-
versitäten unter dem Dach der Helmholtz-Ge-
meinschaft ausgebildet würden. 

Ich glaube, ich brauche kaum weiter auszufüh-
ren, warum auch dieses Szenario problematisch 
ist. Damit wäre die Universitas Litterarum, die 
Einheit von Forschung und Lehre, in Frage ge-
stellt. 

aÉê=táëëÉåëÅÜ~Ñíëã~å~ÖÉê=ëíáÉ =ãáí=ëÉáåÉå=qÜÉëÉå=áã=^ìÇáíçJ
êáìã=~ìÑ=ÄêÉáíÉ=wìëíáããìåÖK=

Beide Extrem-Lösungen würden jahrelange Frik-
tionen nach sich ziehen, ohne dass der Gewinn 
gegenüber der gegenwärtigen Arbeitsteilung 
zwischen außeruniversitärer und universitärer 
Forschung auf der Hand läge. Diese Arbeitstei-
lung ist allerdings zu verbessern. Und das führt 
mich zu meiner zweiten These: 

sÉêåÉíòìåÖ=~ìëÄ~ìÉå=

Helmholtz-Zentren brauchen die Universitäten 
und die Universitäten brauchen die Helmholtz-
Zentren. Die außeruniversitären Einrichtungen 
sind auf die Universitäten angewiesen, um Nach-
wuchs zu gewinnen. Und begabte Doktoranden 
finden an den außeruniversitären Forschungs-
instituten oft ideale Arbeitsbedingungen, mo-
dernste Ausstattung und hervorragende Unter-
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stützung durch ein erfahrenes Team, um im 
„großen Stil“ zu forschen. 

Auf der anderen Seite entwickeln wir bei Helm-
holtz diese hochkomplexen Forschungs-Infra-
strukturen natürlich auch für unsere Kollegen 
aus den Universitäten. Auch sie profitieren da-
von, dass wir in Deutschland Teilchenbeschleu-
niger, Forschungsschiffe und Technologieplatt-
formen besitzen, die sie für ihre Forschung nut-
zen können. Zuletzt haben wir bei der Exzel-
lenzinitiative deutlich gesehen, dass sich diese 
enge Zusammenarbeit mit außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen insbesondere auch für 
die Universitäten lohnt. 

Was wir aber brauchen, sind Formen der Ver-
netzung, die das System für Forscher und Pro-
jekte durchlässiger machen. 

Mit dem Impuls- und Vernetzungsfonds des 
Präsidenten fördert die Helmholtz-Gemein-
schaft zurzeit schon 65 Virtuelle Institute mit 
rund 46 Millionen Euro. In solchen Virtuellen 
Instituten haben sich Arbeitsgruppen aus Uni-
versitäten mit Teams aus Helmholtz-Zentren 
zusammengeschlossen, um gemeinsam zu for-
schen. Von der finanziellen Unterstützung pro-
fitieren insbesondere die Partner aus den Uni-
versitäten. 

Mit den Helmholtz-Allianzen werden wir ein 
weiteres Instrument haben, um die Universitä-
ten stärker in die Helmholtz-Forschung einzu-
binden und zu unterstützen. Mit den Allianzen 
wollen wir Zukunftsthemen besetzen und Wis-
senschaftlerteams aus Universitäten, Helmholtz-
Zentren und der Wirtschaft an einen Tisch brin-
gen. Diese Allianzen werden mit bis zu 10 Mil-
lionen Euro jährlich über einen Zeitraum von 
fünf Jahren gefördert. Damit können sie eine 
kritische Masse erreichen und international als 
Leuchtturm wirken. 

Ein weiteres Beispiel: die Technische Hochschu-
le Karlsruhe plant im Rahmen der Exzellenzini-
tiative mit dem Forschungszentrum Karlsruhe 
noch wesentlich enger als bisher auf ausge-
wählten Themenfeldern in einer strategischen 
Partnerschaft zusammen zu arbeiten. Neu und 
beispielhaft ist auch die Kooperation zwischen 
dem Forschungszentrum Jülich und der RWTH 
in Aachen in der Doktorandenausbildung beim 
Thema Höchstleistungsrechnen: die German Re-
search School for Simulation Science. 

Diese und andere Initiativen zur Vernetzung 
und Kooperation hat die Helmholtz-Gemein-
schaft in den letzten Jahren deutlich ausgebaut. 
Damit wollen wir auch unsere Verpflichtungen 
einlösen, die wir im Pakt für Forschung und In-
novation eingegangen sind. Denn im Gegenzug 
zur Zusage der Bundesregierung, die Zuwen-
dungen jedes Jahr um drei Prozent zu steigern, 
haben wir uns verpflichtet, für noch mehr Effi-
zienz und Leistungsstärke zu sorgen. Vernet-
zung und Kooperation sind die Instrumente, 
um Synergien zu nutzen und Potenziale auszu-
schöpfen.

`äìëíÉê=ìåÇ=åÉìÉ=cçêãÉå=ÇÉê=hççéÉê~íáçå=

Dennoch können wir noch mehr tun. Denn die 
klassischen Formen der Vernetzung reichen nicht 
aus, um Wissen in Innovation und damit in Wirt-
schaftswachstum und Arbeitsplätze zu verwan-
deln. Und das muss, gerade auch in einer Regi-
on wie Berlin, ein wichtiges Ziel sein. Wir brau-
chen neue Formen der Kooperation, müssen den 
Mut haben, zu experimentieren, aber diese Ver-
suche später auch kritisch zu evaluieren. 

qê~åëä~íáçåëòÉåíêÉå=

Als Beispiel möchte ich die Translationszentren 
anführen, die wir im Gesundheitsbereich auf-
bauen. Hier sollen Forschungsergebnisse aus dem 
Labor gemeinsam mit Medizinern aus der Praxis 
sowie den Entwicklungsabteilungen der Phar-
maunternehmen auf ihre Tauglichkeit für die 
Anwendung überprüft werden. „From Bench to 
Bedside“, also vom Labortisch zum Kranken-
bett, soll der Weg und insbesondere die benö-
tigte Zeit damit deutlich kürzer werden. Das 
Helmholtz-Zentrum für Molekulare Medizin, 
das Max-Delbrück-Centrum in Berlin-Buch, ist 
jetzt gerade dabei, zusammen mit der Charité, 
der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt und 
den privaten Helios-Kliniken sowie der Firma 
Schering, solch ein Translationszentrum aufzu-
bauen, in dem Therapien gegen Herz-Kreislauf-
Erkrankungen, Krebs und Neurologische Er-
krankungen erforscht werden. Ein weiteres Pro-
jekt ist das Berlin Center for Regenerative The-
rapies. 

oÉÖáçå~äÉ=`äìëíÉê=

Wie zahlreiche Studien zeigen, können regiona-
le Cluster den Transfer von Wissen in die Wirt-
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schaft ungemein fördern. Junge Hightech-Unter-
nehmen finden hier eine Infrastruktur, die ihnen 
das Überleben erleichtert: qualifizierte Mitarbei-
ter, unkomplizierte Kontakte zu Forschungsein-
richtungen, eine unterstützende Wirtschafts- und 
Stadtpolitik. 

Sie alle kennen die üblichen Verdächtigen: Ich 
nenne hier als Paradebeispiel Santa Clara Coun-
ty in Kalifornien, die kleine, aber weltbekannte 
Region im Herzen des Silicon Valley, in dem sich 
Erfinder, Kreative und zahllose Hightechunter-
nehmen konzentrieren. Hier in Deutschland 
wächst in Martinsried bei München ein Biotech-
nologiestandort der Weltklasse heran, aber auch 
in Dresden hat sich binnen weniger Jahre ein 
blühender Cluster entwickelt. Hier wird Grund-
lagenforschung zur Halbleiterphysik betrieben, 
siedeln Fraunhofer-Institute und finden Start-
Ups aus der Halbleiterbranche ein günstiges 
Umfeld.

Etwas Ähnliches existiert mit dem Campus Ad-
lershof auch in Berlin. Wissenschaftler der Hum-
boldt-Universität begegnen Forschern aus Fraun-
hofer-Instituten und Helmholtz-Zentren auf dem 
Campus, mit BESSY gibt es ein Großgerät für 
die Materialforschung, und mit dem Technolo-
giepark eine gute Infrastruktur für Hightech-
firmen. 

Nach der Wiedervereinigung haben viele Wis-
senschaftler der ehemaligen Akademie der Wis-
senschaft hier ihr eigenes Unternehmen gegrün-
det, einige sind heute sehr erfolgreich! 

Damit bin ich auch beim Thema der Schnittstel-
le zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und Poli-
tik: 

oÉÖáçå~äÉ=sÉêåÉíòìåÖ=~äë=fååçî~íáçåëJ
ëÅÜìÄ=Ñ ê=_Éêäáå=

Ich bin überzeugt, dass wir durch entsprechende 
Wirtschaftsförderung auf der einen und durch 
Ausbildung und Beratung auf der anderen Sei-
te noch mehr für junge Hightech-Unternehmen 
tun können. Wir müssen Clusterkeime zum 
Wachstum anregen. 

Denn Cluster können, langfristig gesehen, zu 
einem Wirtschaftsmotor werden und neue Zu-
kunftsperspektiven für Berlin aufzeigen. 

Die wesentlichen Voraussetzungen für erfolgrei-
che Cluster sind Talente, kritische Masse und 

Flexibilität. Talente und kritische Masse haben 
wir in Berlin! Drei Universitäten, rund 10 Fach-
hochschulen und über 60 außeruniversitäre For-
schungseinrichtungen sind hier angesiedelt. An 
der Flexibilität müssen wir noch arbeiten, Kon-
kurrenz und Kooperation zulassen. Und je we-
niger Möglichkeiten vorhanden sind, neues Geld 
in ein altes System zu stecken, desto mehr müs-
sen wir in Ideenreichtum investieren und Hür-
den abbauen. Unternehmerisches Handeln muss 
durch die geeigneten Rahmenbedingungen er-
leichtert werden, hier ist die Politik gefragt! 

§ÄÉêòÉìÖí= îçã= mçíÉåòá~ä= ÇÉê= _ÉêäáåÉê= cçêëÅÜìåÖëJ= ìåÇ=táëJ
ëÉåëÅÜ~Ñíëä~åÇëÅÜ~ÑíW=ÇÉê=ÉÜÉã~äáÖÉ=mê®ëáÇÉåí=ÇÉê=er=_Éêäáå=

Und damit bin ich zurück bei Napoleon. Wie der 
Kaiser der Franzosen damals sagte, geht es nicht 
um Geld allein: „Der Reichtum besteht nicht im 
Besitz von Schätzen, sondern in der Anwendung, 
die man von ihnen zu machen pflegt.“ 

Ich bin davon überzeugt, dass man mit kleinen, 
aber gut gezielten Impulsen große Dinge ansto-
ßen kann, auch in Berlin. Das Fazit meiner drei 
Thesen ist: 

1. Unser Wissenschaftssystem ist im Kern leis-
tungsfähig, aber wir müssen und können 
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2. die Vernetzung zwischen Universitäten und 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
im Sinne strategischer Partnerschaften stärker 
ausbauen. Und um aus Wissen Wirtschafts-
wachstum zu erzeugen, müssen wir 

3. die Bildung von Clustern fördern und neue 
Formen der Zusammenarbeit zwischen Wis-
senschaft und Wirtschaft ermöglichen. 

Vor die Wahl zwischen radikalem Umbau oder 
Weiterentwicklung gestellt, gilt meine Präferenz 

klar dem Evolutionsansatz. Wir wissen, dass 
grobe Eingriffe in komplexe, organisch gewach-
sene Systemen meist zu Chaos und Verlusten 
führen. Wir wissen auch, dass unter einem star-
ken Selektionsdruck die Evolution sich beschleu-
nigen kann. 

Und dies führt zu Optimierungen: optimaler 
Ausschöpfung von Ressourcen und Potenzialen. 
Hier liegen auch die Chancen für Berlin. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 





=

mçÇáìã=f=

oÉÑçêã=ÇÉê=táëëÉåëÅÜ~Ñíëä~åÇëÅÜ~ÑíW=sÉêÄáåÇìåÖ=
áåíÉêåÉê=rãëíêìâíìêáÉêìåÖ=ìåÇ=ÉñíÉêåÉê=sÉêâå éÑìåÖ=

Podiumsteilnehmer: 
Professor Dr.-Ing. Matthias Kleiner, Vizepräsident der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
Professor Dr. Jürgen Mlynek, Präsident der Helmholtz-Gemeinschaft 
Professor Dr. Günther Tränkle, Vorstand der Initiativgemeinschaft Außeruniversitärer For-

schungseinrichtungen in Adlershof e. V. 
Professor Dr. Hans N. Weiler, Professor of Education and of Political Science, Emeritus, Stan-

ford University 

Moderation: 
Alexander Eickelpasch, Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung 
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dêÉåòÉå=ìåÇ=_ê ÅâÉå=Ó=îçå=ÇÉå=hççéÉê~íáçåëÇÉÑáòáíÉå=
ÇÉìíëÅÜÉê=eçÅÜëÅÜìäÉå=

mêçÑÉëëçê=aêK=e~åë=kK=tÉáäÉê=
mêçÑÉëëçê=çÑ=bÇìÅ~íáçå=~åÇ=çÑ=mçäáíáÅ~ä=pÅáÉåÅÉI=bãÉêáíìëI=pí~åÑçêÇ=råáîÉêëáíó=

Sehr geehrte Damen und Herren, 

deutsche Hochschulen haben erhebliche Fort-
schritte gemacht, seit Jürgen Mittelstrass sie 1993 
für reformunfähig erklärte und Peter Glotz 1996, 
ruppig wie er war, gar vermutete, sie seien „im 
Kern verrottet“. Ein Blick in die Anträge zu den 
drei Förderlinien der Exzellenzinitiative oder in 
die Ergebnisse der Best Practice-Wettbewerbe 
des Centrums für Hochschulentwicklung oder 
des Stifterverbandes kann heutige Zeitgenossen 
eines Besseren belehren. 

_ê~ÅÜíÉ= ëÉáåÉ= bêÑ~ÜêìåÖÉå=ãáí= ÇÉã=rpJ~ãÉêáâ~åáëÅÜÉå=táëJ
ëÉåëÅÜ~ÑíëëóëíÉã=ÉáåW=mêçÑÉëëçê=aêK=e~åë=kK=tÉáäÉê=

Vorzeigeexemplare ihrer Gattung sind die deut-
schen Hochschulen indessen längst noch nicht. 
Zu ihren nach wie vor schwerwiegenden Proble-
men gehört, dass sie immer noch mehr Wert 
darauf legen, Grenzen zu ziehen als Brücken zu 
schlagen – obwohl Brücken unterschiedlicher 
Art zunehmend gefragt und notwendig sind. 
Dieser Befund macht sich an vier Beobachtun-
gen fest (von denen selbstverständlich keine oh-
ne die Ausnahme ist, die die Regel bestätigt): 

– Deutsche Hochschulen tun sich schwer mit 
wirklicher Internationalisierung; 

– sie orientieren ihre internen Grenzziehungen 
und Strukturen immer noch sehr viel mehr 
an der Logik wissenschaftlicher Fächer als an 
der Logik der zu erforschenden Probleme; 

– sie haben nach wie vor erhebliche Berüh-
rungsängste im Umgang mit Wirtschaft und 
Gesellschaft; und 

– sie grenzen sich sorgfältig gegenüber ihres-
gleichen und gegenüber anderen wissen-
schaftlichen Einrichtungen ab. 

I.

Zur Internationalisierung deutscher Hochschu-
len gehört mehr als eine Handvoll englischspra-
chiger Lehrveranstaltungen und ein Büro in Sin-
gapur. Unverzichtbar gehört dazu die anspruchs-
volle und kritische wissenschaftliche Auseinan-
dersetzung mit den normativen Triebkräften und 
den kulturellen Sprengsätzen der internationa-
len Ordnung unserer Tage, wie sie Wolf Lepe-
nies in seiner Rede in der Paulskirche vor eini-
gen Wochen eingefordert hat – Stichwort: klei-
ne Fächer als bedrohte Spezies oder auch das 
Schicksal der Geisteswissenschaften in der ersten 
Runde der Exzellenzinitiative. 

Und ebenso unverzichtbar gehört zu dieser In-
ternationalisierung ein System der weltweiten 
Rekrutierung wissenschaftlicher Spitzentalente 
für deutsche Hochschulen, bei dem es nicht um 
Quantität, sondern um Qualität geht; nichts hat 
der Internationalisierung und den deutschen 
Hochschulen so sehr geschadet wie der törichte 
Wettbewerb darum, wer denn wohl die meisten 
ausländischen Studierenden immatrikulieren 
könne, ohne die Probleme unzureichender Qua-
lität und dramatischer Abbrecherquoten zu be-
achten. Was man mit einer Kombination aus 
höchst selektiver Studienzulassung und weit-
sichtigen Bleibeperspektiven erreichen kann, das 
lässt sich immer noch in Silicon Valley sehr 
schön besichtigen. 

II.

Man muss von Zeit zu Zeit daran erinnern, dass 
die Herausforderungen einer modernen Gesell-
schaft uns nun einmal nicht den Gefallen tun, 



= oÉÖáçå~äÉ=sÉêåÉíòìåÖ=îçå=táëëÉåëÅÜ~ÑíI=cçêëÅÜìåÖ=ìåÇ=táêíëÅÜ~Ñí=Ó=fååçî~íáçåëëÅÜìÄ=Ñ ê=aÉìíëÅÜä~åÇ\=

21

sich säuberlich nach akademischen Fächern zu 
organisieren. Wer sich wirklich und sachgerecht 
mit Kriminalität beschäftigen will, braucht da-
für den Sachverstand von Soziologen, Psycholo-
gen, Wirtschaftswissenschaftlern, Anthropolo-
gen, Juristen und Medizinern. Wer Fragen der 
öffentlichen Gesundheit wissenschaftlich an-
spruchsvoll untersuchen will, ist dabei auf Me-
diziner und Epidemiologen, aber auch auf Or-
ganisations- und Verwaltungswissenschaftler, 
auf Kommunikationsforscher und Sozialpsycho-
logen, auf Siedlungssoziologen und Betriebs-
wirtschaftler angewiesen. Und wer Lehrer für 
ihre immer komplexer werdenden Aufgaben an-
gemessen ausbilden will, der ist dafür bei Er-
ziehungswissenschaftlern allein – zumal bei 
deutschen – nicht besonders gut aufgehoben, 
sondern braucht dazu die Kompetenz und die 
Einsichten von Lern- und Entwicklungspsycho-
logen, Gruppensoziologen, Sprachwissenschaft-
lern, Hirnforschern, Kulturanthropologen und 
natürlich besseren Fachdidaktikern als die land-
läufigen Fachbereiche sie normalerweise zulas-
sen.

Das alles ist natürlich längst bekannt und auch 
unmittelbar einsichtig, nur haben deutsche (und 
nicht nur deutsche) Universitäten daraus eben 
noch nicht wirklich die Schlussfolgerung gezo-
gen, dass man angesichts solcher Zusammen-
hänge Universitäten nicht mehr nur und nicht 
einmal mehr in erster Linie nach Fächern orga-
nisieren kann. Für die Logik einer an Fächern 
orientierten Hochschulstruktur – nach Fakultä-
ten, Fachbereichen, Instituten – spricht sicher 
eine gewichtige wissenschaftliche Tradition und 
eine machtvolle Struktur aus Fachverbänden, 
Fachzeitschriften und Mechanismen zur Vergabe 
von Forschungsmitteln. Aber einer Hochschule, 
die die wissenschaftliche Herausforderung ge-
sellschaftlicher Probleme ernst nimmt, ist damit 
wenig gedient. 

Andere Hochschulsysteme haben aus eben die-
ser Einsicht das Strukturkonzept der Professio-
nal School entwickelt – einer Struktureinheit, die 
sich innerhalb der Hochschule, gleichsam quer 
zu den herkömmlichen Fachbereichen, des Aus-
bildungs- und des Wissensbedarfs bestimmter 
gesellschaftlicher Bereiche annimmt und zu die-
sem Zweck in Forschung und Lehre sowohl ein 
interdisziplinäres als auch ein eher anwendungs-
bezogenes wissenschaftliches Profil aufweist. 
Das bedeutet dann konkret eine „Professional 

School of Education“ sowohl für die interdiszi-
plinäre Lehrerbildung als auch für die diszip-
linübergreifende Bildungsforschung, oder eine 
Professional School für öffentliche Gesundheit, 
oder für Siedlungsfragen und Verkehrsplanung, 
oder für Umweltfragen oder, wie die neue Her-
tie School hier in Berlin, für Fragen moderner 
Governance im staatlichen, zwischenstaatlichen 
und privaten Bereich. 

Ich kann das hier nicht im Einzelnen ausführen; 
wer will, kann dazu mehr auf meiner Website 
nachlesen. Mir kommt es hier nur auf eins an: 
Die ausschließlich oder vornehmlich an Fächern 
orientierte Grenzziehung innerhalb von Hoch-
schulen ist für ein sachgerechteres Verhältnis 
zur gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Wirk-
lichkeit ein Hindernis, zu dessen Überwindung 
es auch interner Strukturveränderungen an den 
Hochschulen bedarf. Professional Schools sind 
zumindest ein Denkmodell, das hier einschlä-
gig, erprobt und zukunftsträchtig ist. 

III.

Und damit bin ich beim dritten Thema – den 
Grenzziehungen und den Brückenschlägen zur 
privaten Wirtschaft und zur zivilen Gesellschaft. 
Dass deutsche Hochschulen hier Nachholbedarf 
und Berührungsängste haben, die ebenso oft wie 
fälschlich mit der Anrufung der Freiheit von 
Wissenschaft kaschiert werden, hat historische 
Gründe, aber keine zeitgenössische Berechtigung 
mehr. Hochschulen sind nicht nur dazu da, aus 
der internen Logik von Wissenschaft heraus 
neues Wissen zu schaffen – sie sind auch dazu 
da – und zu diesem Zweck von der Gesellschaft 
mit zwar unzureichenden, aber dennoch be-
trächtlichen Mitteln ausgestattet – den Ausbil-
dungs- und Wissensbedarf von Wirtschaft und 
Gesellschaft zu befriedigen. Die erfolgreiche 
Wertschöpfung in modernen Gesellschaften ist 
auf den Beitrag der Hochschulen in Forschung 
und Lehre fundamental angewiesen. 

Dafür, wie das funktionieren kann, ist bei allen 
Problemen und notwendigen Relativierungen 
Silicon Valley immer noch ein überaus instruk-
tives Exempel. Das will ich Ihnen hier nicht in 
aller Breite darlegen (auch dazu bietet meine 
Website ausreichende Lektüre), sondern nur 
meine Kernthese referieren: Der Erfolg der Part-
nerschaft zwischen Wissenschaft und Wirtschaft 
in Nordkalifornien hat im Wesentlichen mit ei-
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ner Kombination von Proximität und Affinität 
zu tun, also nicht nur mit der physischen Nach-
barschaft von Universitäten und Unternehmen 
(von Hewlett-Packard in die Labors von Stanford 
kann man mit dem Fahrrad fahren), sondern 
auch mit der kulturellen Affinität von aggressiv 
wissensorientierten Unternehmen und unbefan-
gen unternehmerisch aufgestellten Hochschu-
len. Ich bin durchaus bereit, mich auf eine Dis-
kussion der These einzulassen, dass universi-
tätsnahe Technologieparks andernorts u. a. des-
halb nicht so erfolgreich sind, wie sie sein könn-
ten und sollten, weil die physische Nähe zwar 
gegeben ist, es aber an eben dieser kulturellen 
Affinität zwischen Unternehmen und wissen-
schaftlichen Einrichtungen fehlt. 

a~ë=mìÄäáâìã=ÖÉï~åå=báåÄäáÅâ=áå=ÇáÉ=sçêò ÖÉ=ÇÉë=páäáÅçå=s~ääÉóK=

Im Übrigen liegt auf der Hand, ein wie wichti-
ges Instrument bei der Herstellung solcher stra-
tegischer Partnerschaften zwischen Wissenschaft 
und Wirtschaft die Struktur von Professional 
Schools sein kann: Professional Schools für Leh-
rerbildung und Bildungsforschung haben ein 
ganz anderes und sehr viel genuineres Verhält-
nis zur Realität von Lehren und Lernen an Schu-
len als eine Erziehungswissenschaftliche Fakul-
tät, in der ein wissenschaftliches Interesse an 
Lehrerbildung mit der nochmaligen Aufarbei-
tung des Werks von Pestalozzi konkurrieren 
muss. Und wenn man sich die Entwicklung von 
Silicon Valley einmal aus der Nähe betrachtet, 
dann wird deutlich, wie zentral dabei die Reali-
tätsbezüge gerade der universitären Professio-
nal Schools sind – der School of Engineering, der 
School of Business, der School of Law. 

Diese Affinität ist im Übrigen auch für einen Be-
reich höchst bedeutsam, der sich im deutschen 
Hochschulwesen, wiederum von wenigen Aus-
nahmen abgesehen, immer noch erlesener Ge-

ringschätzung erfreut: den Bereich der wissen-
schaftlichen Weiterbildung. Hier gibt es allen-
falls schmale Stege, aber längst noch keine be-
fahrbaren Brücken – trotz aller Lippenbekennt-
nisse zu der Notwendigkeit fortgesetzten Ler-
nens in einem Zeitalter rapiden technologischen 
Wandels und mehrheitlich diskontinuierlicher 
Erwerbsbiographien. Professional Schools könn-
ten hier sowohl die wissenschaftlichen Kompe-
tenzen als auch die Realitätsbezüge zum Ar-
beitsmarkt bereitstellen, auf die es bei einer be-
darfsgerechten und wissenschaftlich fundierten 
Weiterbildung ankommt. 

IV.

Schließlich muss, wenn es um Grenzen und Brü-
cken geht, auch vom Verhältnis der Hochschu-
len zueinander die Rede sein. Dass eine Hoch-
schule, zumal eine Universität, sich als einen in 
sich ruhenden geistigen Kosmos ansieht, der sich 
selbst genug ist, gehört zu den hehren Elemen-
ten der europäischen Universitätstradition, zu 
deren Legitimation immer wieder Humboldts 
geflügeltes Wort von der „Wissenschaft in Ein-
samkeit und Freiheit“ herhalten muss. Ich will 
mich hier nicht auf eine Humboldt-Exegese ein-
lassen, aber ich kann mir nicht vorstellen, dass 
er mit dieser Parole eine Art von Grenzziehung 
gutheißen wollte, die heute immer noch, und 
mit schwerwiegenden Folgen für das deutsche 
Wissenschaftssystem, eine sinnvolle Arbeitstei-
lung und Zusammenarbeit unter Hochschulen 
und zwischen ihnen und außeruniversitären 
Einrichtungen erschwert oder gar verhindert. 

Moderne Wissenschaft, um es auf den Punkt zu 
bringen, ist zu komplex, zu weitläufig und zu 
kostspielig, als dass sie in ihrer gesamten Breite 
angemessen von einer Hochschule, und sei sie 
noch so gut und ehrgeizig, vertreten werden 
könnte. Das Konzept der „Volluniversität“ ist, 
wenn man es ernst nimmt, entweder ein Etiket-
tenschwindel oder ein realitätsferner Anspruch; 
wenn Wissenschaft in der vollen Breite auf ho-
hem Niveau vertreten werden soll, dann geht 
das heute nur noch in hochschul-, standort- und 
(warum eigentlich nicht?) hochschulartenüber-
greifenden Verbünden. Das gilt für die Lehre, 
für die Forschung und für die Dienstleistungen 
neuzeitlicher Wissenschaft. Die Einführung ge-
stufter Studienabschlüsse schafft ja nicht nur die 
Möglichkeit, überkommene Studienangebote zu 
entrümpeln und neu zu denken und zu struk-
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turieren – sie eröffnet ja auch die Chance, die 
unterschiedlichen Ressourcen mehrerer Hoch-
schulen im Interesse von attraktiveren Studien-
angeboten auf der Bachelor-, der Master- und 
der PhD-Ebene zu bündeln. 

Gleiches gilt für die Forschung, wo universitäre 
Spitzenforschung immer öfter hochschul- und 
standortübergreifende Ressourcenpools erfor-
dert. Ich habe es für einen Fehler gehalten, dass 
die Spielregeln der Exzellenzinitiative die gleich-
berechtigte, partnerschaftliche Kooperation von 
Hochschulen de facto ausgeschlossen haben. 

aÉê=mçäáíáâJ=ìåÇ=bêòáÉÜìåÖëïáëëÉåëÅÜ~ÑíäÉê=ëí~åÇ=~ìÅÜ=å~ÅÜ=
ëÉáåÉã=sçêíê~Ö=oÉÇÉ=ìåÇ=^åíïçêíK=

Und ich vermag auch nicht einzusehen, warum 
sich nicht bestimmte Dienstleistungen der Wis-
senschaft – im Bereich etwa von Bibliotheken, 
Informationstechnologie, Berufsberatung oder 
Bauplanung – in hochschulübergreifenden Ver-
bünden optimieren ließen. 

Für all das gibt es interessante Lektionen aus an-
deren Ländern, aber man sollte deren Beweis-
kraft nicht überschätzen, denn sie stammen oft 
– Beispiel University of California – aus sehr un-
terschiedlich aufgestellten Systemen. Ich finde, 
dass man externe Argumentationshilfe auch 
nicht braucht, wenn die interne Argumentation 
für mehr Kooperation über Hochschulgrenzen 
hinaus so zwingend ist. 

Schließlich wiederhole ich hier genau so kate-
gorisch das, was ich schon vor zwei Jahren bei 
einer anderen Veranstaltung der Friedrich-Ebert-
Stiftung deutlich gesagt habe und was mir da-
mals den Zorn des Präsidenten der Max-Planck-
Gesellschaft eingetragen hat: dass die institutio-
nelle Trennung von universitärer und außeruni-
versitärer Forschung zu den eindeutig subopti-
malen Merkmalen der deutschen Wissenschafts-

landschaft gehört und dass, wenn man Spitzen-
hochschulen will, die Spitzenforschung auch 
dorthin gehört. Ich weiß, dass es inzwischen – 
nicht zuletzt auch durch den Katalysator der 
Exzellenzinitiative – hier und da neue Brücken-
schläge gibt. Der Beweis, dass es sich dabei um 
mehr als eine Alibi-Funktion und vielmehr um 
eine echte Kooperation mit der Teilung von Res-
sourcen handelt – der muss wohl noch erbracht 
werden.

`ÉíÉêìã=ÅÉåëÉç=

Die deutsche Hochschulpolitik hat in den letz-
ten Jahren in der Tat den Wettbewerb entdeckt 
– was man ja als jemand, der dafür schon seit 
geraumer Zeit plädiert hat, durchaus begrüßen 
darf. Es wäre jedoch ein arger Fehler, wenn man 
damit nunmehr einen Dualismus von der Art 
eröffnen würde, dass Wettbewerb und Koope-
ration sich gegenseitig im Wege stünden. Ko-
operation in Forschung und Lehre über die 
Grenzen wissenschaftlicher Einrichtungen hin-
aus stärkt die Wettbewerbsfähigkeit derjenigen, 
die miteinander kooperieren. Wettbewerb und 
Kooperation schließen sich nicht gegenseitig 
aus, sie ergänzen sich vielmehr. 

wáíáÉêíÉ=iáíÉê~íìê=
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mçÇáìãëÇáëâìëëáçå=

Unter der Moderation von Alexander Eickel-
pasch aus dem Deutschen Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) wandte sich das erste 
Podium der Reform der Wissenschaftslandschaft 
unter dem Blickwinkel der Verbindung interner 
Umstrukturierung und externer Verknüpfung 
zu. 

a~ë= ÉêëíÉ= mçÇáìã=ï~åÇíÉ= ëáÅÜ= ÇÉê= sÉêÄáåÇìåÖ= áåíÉêåÉê=rãJ
ëíêìâíìêáÉêìåÖ=ìåÇ=ÉñíÉêåÉê=sÉêâå éÑìåÖ=òìK=

hççéÉê~íáçå=~äë=pÅÜä ëëÉä=òìê=oÉÑçêã=ÇÉê=
táëëÉåëÅÜ~Ñíëä~åÇëÅÜ~Ñí=

Zwischen den Diskutanten herrschte Konsens 
darüber, dass in einer stärkeren Zusammenar-
beit der Universitäten untereinander sowie einer 
verstärkten Kooperation zwischen Universitäten 
und außeruniversitären Forschungseinrichtun-
gen der Schlüssel für die Zukunft des deutschen 
Hochschul- und Forschungssystems liegt. In der 
Mischung von Kooperation und Wettbewerb lä-
ge, so die Runde, ein wesentliches Merkmal von 
Wissenschaft. 

Auf dem Weg dorthin ist nach Meinung des de-
signierten DFG-Präsidenten, Professor Dr. Mat-
thias Kleiner, durch die Exzellenzinitiative viel 
bewegt worden. Die DFG habe in der Exzellenz-
Initiative ausdrücklich die Vernetzung von uni-
versitärer und außeruniversitärer Forschung und 
von Wirtschaftsunternehmen hervorgehoben. 

Die Universitäten und außeruniversitären For-
schungseinrichtungen hätten sich in jüngster 
Zeit gegenüber der Wirtschaft geöffnet: „An-
wendung ist in der DFG kein Schimpfwort 
mehr“. Es existiert, so der Ingenieurwissenschaft-
ler, seit einigen Jahren ein Programm der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft, bei dem es, ins-
besondere im Zusammenhang mit Sonderfor-
schungsbereichen, um Transferprojekte geht. 

Professor Dr. Günther Tränkle, Direktor des 
Ferdinand-Braun-Instituts für Höchstfrequenz-
technik und Vorstand der Initiativgemeinschaft 
Außeruniversitärer Forschungseinrichtungen in 
Adlershof e. V. (IGAFA), sieht in der Koopera-
tion zwischen Universitäten und außeruniversi-
tären Forschungseinrichtungen die Verfasstheit 
der Universitäten als limitierenden Faktor. So-
lange die Universitäten in ihren inneren Struk-
turen schwerfällig seien, sei für die außeruniver-
sitären Forschungseinrichtungen, die wesentlich 
stringenter entscheiden könnten, eine zu weit-
gehende Kooperation unattraktiv. 

Professor Dr. Jürgen Mlynek, seines Zeichens 
Präsident der Helmholtzgemeinschaft, hob die 
Bedeutung der Vernetzung von Universitäten und 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen für 
die Region Berlin-Brandenburg hervor. Die Mög-
lichkeiten zur Vernetzung seien hier einmalig. 
Der ehemalige Präsident der Berliner Humboldt 
Universität nannte mehrere Beispiele der Ko-
operation und strich dabei die Gesundheitswirt-
schaft heraus: das Translationszentrum in Berlin-
Buch unter Beteiligung des Helmholtz-Zentrums 
für Molekulare Medizin, der Charité, der Phy-
sikalisch-Technischen Bundesanstalt, der priva-
ten Helios-Kliniken sowie der Firma Schering. In 
diesem Translationszentrum sollen „from bench 
to bedside“, vom Labortisch zum Krankenbett, 
Therapien gegen Herz-Kreislauf-Erkrankungen, 
Krebs und Neurologische Erkrankungen entwi-
ckelt werden. Ein weiteres Kooperationsmodell 
ist das Berliner Zentrum für regenerative Medi-
zin, das „Berlin-Brandenburg Center for Rege-
nerative Therapies“ (BCRT), eine Initiative des 
Bundesministeriums für Bildung und Forschung, 
an der sich die Helmholtz-Gemeinschaft und das 
Land Berlin beteiligen. 

sÉêåÉíòìåÖ=çÇÉê=fåíÉÖê~íáçå\=

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen sind, 
so der Präsident der größten deutschen For-
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schungseinrichtung, auch keine Debatten über 
Fusionen von Universitäten oder die Integration 
von außeruniversitären Einrichtungen in Uni-
versitäten erforderlich und zweckdienlich: „Man 
muss erst einmal das Potenzial, das da ist, kon-
sequent ausschöpfen, und zwar ohne den Betei-
ligten das Gefühl zu geben, dass sie für Koope-
ration letztlich bestraft werden.“ Es sei notwen-
dig, sich auf die Stärken des Systems zu besin-
nen, wozu auch die bestehende Arbeitsteilung 
zwischen den Pfeilern Universitäten und außer-
universitäre Forschungseinrichtungen gehöre. 
Professor Dr. Jürgen Mlynek forderte allerdings 
gleichzeitig einen Kulturwechsel in den Institu-
tionen. Diesen „evolutionären Ansatz“ des Phy-
sikers teilte Professor Dr. Günther Tränkle, der 
auch Sprecher der Sektion Mathematik, Natur- 
und Ingenieurwissenschaften in der Leibniz Ge-
meinschaft ist. Die Kooperation zwischen den 
Säulen müsse gestärkt werden, wofür jedoch 
keine institutionelle Verbindung notwendig sei. 
Letztlich seien die Arbeitsbedingungen für den 
einzelnen Wissenschaftler wichtiger als Organi-
sationsfragen. 

t~êÉå=ìåÉáåë= ÄÉê=Ç~ë=~åÖÉëíêÉÄíÉ=^ìëã~ =~å=hççéÉê~íáçå=
òïáëÅÜÉå=eçÅÜëÅÜìäÉå=ìåÇ=~ì ÉêìåáîÉêëáí®êÉå=cçêëÅÜìåÖëÉáåJ
êáÅÜíìåÖÉåW=mêçÑÉëëçê=aêK=e~åë=kK=tÉáäÉê=ìåÇ=mêçÑÉëëçê=aêK=
g êÖÉå=jäóåÉâ=EäK=ìåÇ=òïÉáíÉê=îK=êKFK=

Weitergehende Vorstellungen der Zusammen-
arbeit hatte – mit Blick auf seine Erfahrungen 
mit dem US-amerikanischen Wissenschaftssys-
tem – Professor Dr. Hans Weiler: Seiner Ein-
schätzung nach ist es möglich, dass auch be-
deutende wissenschaftliche Anlagen und Ein-
richtungen innerhalb von Universitäten durch-
aus angemessen betreut und versorgt werden 
können. Denkbar seien dazu auch Verbünde 
unter Hochschulen. Dieser Gedanke liege nahe, 
wenn man Leuchttürme schaffen wolle, die auch 

international sichtbar sein sollten – und diese 
Strahlkraft sei schließlich eine der zentralen 
Zielsetzungen der jüngsten Initiativen gewesen. 

tÉÖÉ=òìê=sÉêåÉíòìåÖ=

Ein Weg zur Vernetzung von Universitäten und 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen be-
steht nach Einschätzung des Helmholtz-Präsi-
denten Professor Dr. Jürgen Mlynek in erster 
Linie in der Doktorandenausbildung. Ein wei-
teres Instrument der Kooperation seien aber 
auch gemeinsame Berufungen von Universitä-
ten und außeruniversitären Forschungseinrich-
tungen: „Ich will doppelt so viele W-Stellen [Anm. 
des Herausgebers: Hochschullehrerstellen mit W-
Besoldung], damit wir den Pakt für Forschung 
und Innovation ernst nehmen und die Vernet-
zung mit den Universitäten ausbauen können.“ 
Mit dieser Forderung stoße er allerdings auf den 
Widerstand des Bundesfinanzministers, der von 
Seiten des Bundes keine Lehrleistungen an den 
Universitäten finanzieren wolle. 

Wesentlich für die Vernetzung ist, so die einhel-
lige Meinung in der Diskussionsrunde, auch Ta-
lentmanagement, da in der Wissenschaft ange-
sichts der hohen Mobilität der Wettstreit um die 
klugen Köpfe zugenommen habe: Zeitverträge, 
schlechte Bezahlung und fehlende Antragsrech-
te minderten die Attraktivität der deutschen 
Wissenschaft und Forschung für den Nach-
wuchs. Die jungen Menschen dürften von den 
Einrichtungen nicht als Belastung empfunden 
werden – der Umgang mit ihnen sei teilweise 
eine Ressourcenverschwendung. Professor Dr. 
Hans Weiler, Gründungsrektor der Viadrina 
Universität in Frankfurt/Oder, schilderte in die-
sem Kontext seine Erfahrungen aus dem Silicon 
Valley. Das Aufeinanderzugehen zwischen wis-
senschaftlichen Einrichtungen und Unternehmen 
sei vorbildlich. Die Unkompliziertheit, aber auch 
die Offenheit der Kommunikation seien bemer-
kenswert. In Deutschland könne man in punkto 
Risikofreude von den USA lernen, aber auch, 
dass Versagen kein Makel sei. Darüber hinaus 
müssten, so der Wissenschaftler von der Stan-
ford University, der personelle Austausch zwi-
schen den Institutionen erleichtert und beför-
dert sowie entsprechende materielle Anreize ge-
schaffen werden. 

Der Föderalismus bereitet nach Ansicht der Po-
diumsdiskutanten mitunter Schwierigkeiten bei 
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der Vernetzung von Universitäten untereinan-
der und der Hochschulen und außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen. Professor Dr. Jürgen 
Mlynek wies darauf hin, dass die Neugliede-
rung der deutschen Meeres-, Polar- und Küsten-
forschung, die in verschiedenen Bundesländern 
angesiedelt ist, an Länderegoismen gescheitert 
sei.

aÉê=oÉÑçêãéêçòÉëë=áå=ÇÉå=råáîÉêëáí®íÉå=

Über die Dynamik des Reformprozesses in den 
Universitäten herrschte unter den Wissenschaft-
lern Einigkeit. Insbesondere der Bologna-Pro-
zess und die Exzellenzinitiative hätten Verän-
derungen initiiert – die Hochschulen seien ent-
scheidungsfähiger und -freudiger geworden. Die 
Wirkung der Exzellenzinitiative liege weit über 
dem reinen Finanzvolumen, da der Wettbewerb 
weitgehende strukturelle Anstöße gegeben ha-
be. Gleichwohl wurde von Diskutanten Verbes-
serungspotenzial bei der Finanzierung und der 
Autonomie der Hochschulen gesehen. 

mêçÑÉëëçê=aêK=d åíÜÉê=qê®åâäÉ=ã~ÜåíÉ=ÇÉå=táëëÉåëÅÜ~Ñíëí~êáÑJ
îÉêíê~Ö=~åK=

So habe die Exzellenzinitiative, auf die finan-
zielle Ausstattung der Hochschulen bezogen, 
einen 10 %-Effekt. Professor Dr. Matthias Klei-
ner brachte die finanzielle Dimension auf den 
Punkt: „Wenn man Stanford oder das MIT oder 
Harvard nimmt, wenn man die ETH Zürich 
nimmt, wenn man die TU München und meine 
Universität in Dortmund nimmt und schaut, 
was diese Universitäten pro Jahr pro Student an 
Finanzmitteln zur Verfügung haben, dann er-
gibt sich ein Verhältnis von zehn zu fünf, zu 
zwei, zu eins.“ Die Notwendigkeit einer ausrei-
chenden Finanzierung wurde auch von Profes-
sor Dr. Hans Weiler und Professor Dr. Jürgen 
Mlynek hervorgehoben. Dem Politik- und Er-

ziehungswissenschaftler zufolge muss sich die 
Politik an ihren Worten messen lassen: Es sei 
immer wieder die Rede davon, dass Deutsch-
land Universitäten wie Stanford und Harvard 
brauche – dann müsse man sich auch über die 
erforderlichen finanziellen Größenordnungen im 
Klaren sein. Der Präsident der Helmholtz-Ge-
meinschaft brachte in diesem Kontext die Mög-
lichkeit von Bundesuniversitäten ins Spiel. Beim 
Errichten von Leuchttürmen könne man sich an 
der Schweiz ein Beispiel nehmen: Mit der Eid-
genössischen Technischen Hochschule (ETH) 
Zürich und dem Ecole Polytechnique Fédérale de 
Lausanne (EPFL) gebe es zwei, vom Bund finan-
zierten Hochschulen, die von vier außeruniver-
sitären Forschungseinrichtungen ergänzt wür-
den.

Professor Dr. Günther Tränkle wies auf den ge-
ringen Spielraum bei der Anstellung von Wis-
senschaftlern hin. Zeitverträge und schlechte Be-
zahlung erschwerten die Verpflichtung guter 
Wissenschaftler und den Austausch mit der 
Wirtschaft. Notwendig ist, so der Institutsdirek-
tor, ein Wissenschaftstarifvertrag. Professor Dr. 
Hans Weiler nannte vor dem Hintergrund sei-
ner US-amerikanischen Erfahrungen Verbesse-
rungspotenzial bei Entscheidungsstrukturen, 
Bewegungsspielräumen und Initiativmöglich-
keiten. Durch Veränderungen auf diesen Feldern 
sei ein erheblicher Kooperations- und Innovati-
onsschub möglich. Als Beispiel führte er Pro-
fessional Schools an – an der TU München gebe 
es beispielsweise derzeit die Überlegung, eine 
School of Education einzurichten. 

eÉê~ìëÑçêÇÉêìåÖ=Ñ ê=ÇáÉ=dÉáëíÉëJ=ìåÇ=
pçòá~äïáëëÉåëÅÜ~ÑíÉå=

Die Frage nach dem Stand der Geistes- und 
Sozialwissenschaften im Rahmen der Wissen-
schaftsreformen und insbesondere der Exzel-
lenzinitiative warf Alexander Eickelpasch auf: 
Verschiedene Presse- und Redebeiträge entspre-
chender Fachvertreter hätten in jüngster Zeit die 
Gefährdung dieser Disziplinen und die Fokus-
sierung auf naturwissenschaftlich-technische Fä-
cher beklagt. 

Professor Dr. Matthias Kleiner, der als Vizeprä-
sident der DFG auf dem Podium auch die Geis-
tes- und Sozialwissenschaften repräsentierte, re-
lativierte die Einseitigkeit der Exzellenzinitiati-
ve. Die Geistes- und Sozialwissenschaften seien 
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péê~ÅÜ=ëáÅÜ=Ñ ê=ÉáåÉ=sÉêÑÉáåÉêìåÖ=ìåÇ=tÉáíÉêÉåíïáÅâäìåÖ=ÇÉë=
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in der ersten Förderlinie der Exzellenzinitiative 
sehr gut vertreten und auch erfolgreich gewe-
sen. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft hat 
nach Ansicht ihres designierten Präsidenten in 
den letzten Jahren darüber hinaus eine Fülle 
spezifischer Maßnahmen zur Förderung der 
Geisteswissenschaften ergriffen. Diese Einschät-
zung teilte Professor Dr. Jürgen Mlynek, der auf 
den konstanten Anteil an Fördermitteln verwies, 
die die Geistes- und Sozialwissenschaften im 
Laufe der Jahre erreicht hätten. Professor Dr. 
Jürgen Mlynek konzedierte, dass sich die Geis-
teswissenschaften bei den auf Programme aus-
gerichteten Förderinstrumenten schwerer täten 
als die Natur- und Ingenieurwissenschaften. Ein 
Hindernis sei der individualisierte Arbeitszu-
sammenhang in diesen Wissenschaften. Aller-
dings bietet nach Einschätzung des Wissen-
schaftsmanagers die strukturierte Doktoranden-
ausbildung hierbei eine Perspektive. Professor 
Dr. Hans Weiler, selbst Geisteswissenschaftler, 
sah die Gefahr eines Bias in der Wissenschafts-
politik und verwies auf die Rede von Wolf Lepe-
nies bei der Verleihung des Friedenspreises des 
Deutschen Buchhandels. Die Reduktion geistes-
wissenschaftlicher Kapazitäten sei gefährlich, 
führe sie doch zu Einbußen gerade auch im Ver-
ständnis internationaler Wirklichkeiten. „In den 
zunehmend virulenten Kräften des Wissensmark-
tes haben die Geisteswissenschaften keine be-
sonders guten Karten.“ Allerdings sind die Geis-
tes- und Sozialwissenschaften nach Ansicht des 
Politologen teils selbst schuld an der Entwick-
lung. Es stünde eine sehr viel intensivere und 
rigorosere Diskussion über die methodischen 
und epistemologischen Grundlagen von Geistes-
wissenschaft aus. Zu der Methodendiskussion 

gehöre die Erkundung von Möglichkeiten, auch 
geisteswissenschaftliche Forschung überindivi-
duell, das heißt in Verbünden, in Gruppen und 
in Teams zu organisieren. Um die Geistes- und 
Sozialwissenschaften zu pflegen und zu erhal-
ten, sei eine bewusste „Gegensteuerung“ der 
Wissenschaftsmanager und der Politiker erfor-
derlich. Hans Weiler verwies in diesem Rahmen 
auf das Profil der Stanford University, das seine 
starke Stellung in den Geisteswissenschaften 
nicht zuletzt der Hochschulleitung unter Ger-
hard Casper zu verdanken habe. 

Gemeinsamer Tenor auf dem Podium war, dass 
das Reforminstrumentarium verfeinert und wei-
terentwickelt werden müsse. Dabei sei auch auf 
die Spezifika der Geistes- und Sozialwissen-
schaften zu achten. Das gilt, so das Bekenntnis 
von Professor Dr. Matthias Kleiner, auch für 
die Deutsche Forschungsgemeinschaft: „Wir 
werden in der DFG in dem Prozess der ständi-
gen Verbesserung und Erneuerung vieles auf 
den Prüfstand stellen. Wir werden versuchen, 
noch personen- und sachgerechtere Förderin-
strumente zu entwickeln“. Dazu gehöre eine 
stärkere Modularisierung und Flexibilisierung 
sowie eine pauschalere Mittelbewilligung. Wich-
tig ist an dieser Stelle, so Professor Dr. Matthias 
Kleiner, dass die Finanzierung indirekter Pro-
jektkosten, so genannte Overhead-Finanzierun-
gen, zunächst einmal für die koordinierten gro-
ßen Programme und möglichst schnell dann auch 
für sämtliche andere Förderverfahren der DFG 
eingeführt wird. 

a~ë=c~ÅÜéìÄäáâìã=Äê~ÅÜíÉ=ëÉáåÉ=bñéÉêíáëÉ=ÉáåK=

Aus dem Publikum kam die Warnung vor dem 
Mangel an Hochschulabsolventen. Der ehema-
lige Staatssekretär des BMBF, Dr. Uwe Thomas,
verwies darauf, dass die Bundesrepublik hier 
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im OECD-Vergleich unterdurchschnittlich liege. 
Eklatant sei auch die Situation im Bereich der 
Natur- und Ingenieurwissenschaften, die nega-
tive volkswirtschaftliche Auswirkungen entfal-
te. Diese Einschätzung stieß auf dem Podium 
auf Zustimmung. Professor Dr. Jürgen Mlynek
verwies auf den Personalbedarf im Zusammen-
hang mit dem auf europäischer Ebene verabre-
deten Ziel, die Investitionen in Forschung und 
Entwicklung bis 2010 auf 3 % zu erhöhen. Mit 
der derzeitigen personellen Situation sei dies 
nicht zu bewältigen. 

Auch das Thema der Affinität wurde aus den 
Reihen der Zuhörer mehrmals aufgegriffen. Pro-
fessor Dr. Kurt Kutzler, Präsident der Techni-
schen Universität in Berlin, wies auf die Zwän-
ge der Landeshaushaltsordnungen hin, die das 
Handeln der Berliner Hochschulen erschwerten. 
Professor Dr. Arndt Bode, Vizepräsident der TU 
München, sah bei den Studierenden und Mitar-
beitern Defizite in der Frage der Affinität. Die 
Wertschätzung unternehmerischen Denkens und 
geistigen Eigentums müsse weiterentwickelt 
werden.



=
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Podiumsteilnehmer: 
Professor Dr. Arndt Bode, Vizepräsident der TU München 
Edelgard Bulmahn, Bundesministerin a. D., MdB, Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft 

und Technologie des Deutschen Bundestages 
Dr. Christian Stein, Geschäftsführer der Ascenion GmbH 
Günther W. O. Mull, Geschäftsführer, DERMALOG Identification Systems GmbH 

Moderation: 
Dr. Ursula Weidenfeld, stellv. Chefredakteurin, Tagesspiegel, Berlin 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

sie hatten für heute Nachmittag Prof. John 
Huchra von der Harvard University eingeladen. 
Er musste diese Einladung aus gesundheitlichen 
Gründen leider absagen. An dieser Stelle des-
halb von hier aus die besten Genesungswün-
sche an ihn. Die amerikanische Perspektive auf 
die Fragestellung des heutigen Nachmittags 
kann ich zwar nicht einnehmen, dennoch hoffe 
ich einige hilfreiche Anregungen für die folgen-
de Diskussion geben zu können. 

_ê ÅâÉå=Ä~ìÉå“W=_ìåÇÉëãáåáëíÉêáå=~K=aK=bÇÉäÖ~êÇ=_ìäã~Üå=

Isaac Newton hat einmal gesagt: „Die Menschen 
bauen zu viele Mauern und zu wenig Brücken“. 
Gerade auf diese Brücken zwischen Wissenschaft 
und Wirtschaft, aber auch zwischen Wissenschaft, 
Wirtschaft und Politik kommt es jedoch an. 

I.

Wirtschaftswachstum, sichere Arbeitsplätze, so-
ziale Sicherheit, alles hängt von der Qualifikati-
on der Menschen in unserem Land und deren 
Kompetenzen ab. 

Die „Lage der Forschung in Deutschland“ ist 
nicht schlecht, um es mit norddeutschem Un-
derstatement zu sagen. Deutsche Unternehmen 
gehören zu den innovativsten in Europa. Wis-
senschaft und Forschung in Deutschland gehö-
ren zur Weltspitze. Die Produktion in for-

schungsintensiven Wirtschaftszweigen wächst 
deutlich schneller als in anderen Sektoren. Beim 
Export forschungsintensiver Güter haben deut-
sche Unternehmen nach den USA den zweit-
höchsten Welthandelsanteil. Im internationalen 
Vergleich spielt Deutschland bei der Forschungs- 
und Wissensintensität der Wirtschaft ganz vor-
ne mit. Innovationen, das sind neue Technolo-
gien, Produkte und technische Verfahren, mit 
denen wir neue Märkte erschließen und zu-
kunftssichere Arbeitsplätze schaffen können. 
Damit uns auch in Zukunft diese Innovationen 
gelingen können, müssen die Schnittstellen zwi-
schen Wissenschaft und Wirtschaft gut funktio-
nieren, benötigen wir leistungsfähige Netzwer-
ke und Kooperationsstrukturen. 

Warum ist dies so wichtig? 

Eine erfolgreiche Innovationspolitik ist ein zen-
trales Element einer Strategie für mehr Wachs-
tum und zukunftsfähige Arbeitsplätze. 

Sie ist aber auch ein zentrales Element für die 
Bewältigung der großen Herausforderungen un-
seres Jahrhunderts: eine finanzierbare und siche-
re Energieversorgung, die Verfügbarkeit von 
sauberem Trinkwasser zu bezahlbaren Preisen 
oder die Bekämpfung der zunehmenden Infek-
tionserkrankungen oder Krankheiten wie Alz-
heimer und Krebs. Sie gelingt nur, wenn Wis-
senschaft, Forschung, Wirtschaft und Politik ko-
operieren und gezielt zusammenarbeiten. Die 
Verständigung auf strategische Ziele hat des-
halb einen hohen Stellenwert. 

Innovationspolitik beinhaltet die Steuerpolitik, 
die Wirtschaftspolitik ebenso wie die Infrastruk-
turpolitik, die Forschungspolitik ebenso wie die 
Verbraucherpolitik. Intelligente Innovationspo-
litik schafft freundliche Rahmenbedingungen 
und baut unnötige bürokratische Regelungen 
ab. Sie setzt auf eine intelligente Industrie- und 
Strukturpolitik, die knappe Ressourcen in Zu-
kunftsfeldern bündelt, es jedoch vermeidet neue 
Abhängigkeiten zu schaffen. Öffentliche Hilfen 



= oÉÖáçå~äÉ=sÉêåÉíòìåÖ=îçå=táëëÉåëÅÜ~ÑíI=cçêëÅÜìåÖ=ìåÇ=táêíëÅÜ~Ñí=Ó=fååçî~íáçåëëÅÜìÄ=Ñ ê=aÉìíëÅÜä~åÇ\=

31

für die private Wirtschaft sind nicht per se gut 
oder schlecht. Sie sind dort angebracht, wo neue 
Wachstumsfelder erschlossen werden sollen. Eine 
innovationsfreundliche Nachfrage- und Beschaf-
fungspolitik der öffentlichen Hand kann die Ent-
wicklung von Märkten unterstützen. Aber sie 
sollte möglichst zeitlich befristet und degressiv 
gestaffelt eingesetzt werden. Der intelligente 
Staat entwickelt die Fähigkeit vorausschauend 
zu handeln und seine Innovationspolitik strate-
gisch auszurichten. 

Es gibt einen weiteren Grund: Angesichts der 
Komplexität und der Geschwindigkeit, mit der 
Wissenschaft und Forschung sich heute bewe-
gen, sind Unternehmen kaum noch in der Lage 
mit eigenem Personal und finanziellen Ressour-
cen bei dieser dynamischen Entwicklung mit-
zuhalten. Dies gilt insbesondere für KMU, aber 
auch große Unternehmen haben in den letzten 
Jahrzehnten ihre Forschungsstrategie verändert. 
Auch sie setzten immer stärker auf die Zusam-
menarbeit mit Hochschulen und Forschungsein-
richtungen, um so Zugang zu den neuesten For-
schungsgebieten und wichtigsten Forschungs-
netzwerken zu haben. 

Vorteile einer Kooperation liegen auf der Hand. 
Zugang zum Know-how der Spitzenforschung 
auf dem jeweiligen Gebiet, Synergien und Effi-
zienzsteigerung durch das Zusammenbringen 
von finanziellen und personellen Kapazitäten. 
Die Möglichkeit, alternative Forschungsstrate-
gien zu nutzen, um die Entscheidungsvariante 
„bester Weg“ zum Ziel zu haben. 

Kooperation und Vernetzung sind zwingende 
Voraussetzungen für den Erfolg! Was sind die 
wesentlichen Voraussetzungen für eine erfolg-
reiche Kooperation und Vernetzung, für funk-
tionierende Schnittstellen? 

1. Es kommt darauf an, dass beide Seiten auf 
Kooperation und Vernetzung vertrauen. Nur 
wenn diese Bereitschaft besteht, können aus 
exzellenten Forschungsergebnissen auch wirt-
schaftlich erfolgreiche Produkte entstehen. 

2. Die Akteure müssen zur Verständigung über 
strategische Zielsetzungen, zur Entwicklung 
von konkreten Projektzielen und zur Defini-
tion von Meilensteinen bereit sein. 

3. Die Partner müssen ihre jeweiligen Stärken 
sowie die jeweils spezifischen Ausgangs- und 
Rahmenbedingungen anerkennen. 

4. Der Wille zur Zusammenarbeit ist unabding-
bar. 

II.

Meine Herren und Damen, 

lassen sie mich einige konkrete Instrumente be-
nennen, mit denen die Kooperation und Vernet-
zung von Wissenschaft, Wirtschaft und Politik 
gelingen kann. Instrumente die von den jewei-
ligen Partnern genutzt und gestaltet werden 
müssen und welche die Politik durch geeignete 
Rahmenbedingungen und die Schaffung von 
Anreizen unterstützen muss. 

bÇÉäÖ~êÇ=_ìäã~Üå=Ö~Ä=ÇÉã=c~ÅÜéìÄäáâìã=ÉáåÉå=§ÄÉêÄäáÅâ=
ÄÉê=ÇáÉ=pÅÜåáííëíÉääÉå=òïáëÅÜÉå=táëëÉåëÅÜ~ÑíI=táêíëÅÜ~Ñí=ìåÇ=

mçäáíáâK=

Die Verbundforschungsförderung ist ein wich-
tiges Instrument um unterschiedliche Akteure 
zusammenzuführen, strategische Forschungs-
ziele zu definieren, einen entsprechenden Hand-
lungsrahmen zu entwerfen und die notwendi-
gen finanziellen Mittel zu mobilisieren. Die po-
sitiven Wirkungen liegen auf der Hand: For-
schungsideen werden früher aufgegriffen; un-
terschiedliche Interessen, Ziele und Methoden 
werden durch das Forschungsprogramm zu-
sammengeführt und auf ein gemeinsames Ziel 
hin ausgerichtet. Im besten Fall kooperieren die 
Partner auch später über die Programme hinaus 
miteinander. 

Ein gutes Beispiel für die Verbundforschungs-
förderung ist die Nanotechnologie: Sie ist eine 
der Schlüsseltechnologien der Zukunft. Gerade 
in diesem Feld sind strategisch angelegte For-
schungskooperationen geeignet, als „Leitinno-
vationen“ Innovationen, wirtschaftliche Anwen-
dung und den gesellschaftlichen Nutzen der 
Nanotechnologie zusammenzuführen. Das For-
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schungsprogramm Nanotechnologie mit seinen 
Programmteilen Nanofabrikation, Nanolife (Ge-
sundheit), Nanolux (Lichttechnologie) und Na-
nomobil (Nanotechnologie in der Automobil-
produktion) ist genau nach dieser Philosophie 
konzipiert. 

Ebenso von großer Bedeutung für die Vernet-
zung sind Forschungsaufträge, die von der Wirt-
schaft an Hochschulen und Forschungsinstitute 
vergeben werden. Insbesondere die Fachhoch-
schulen und Technischen Universitäten verfügen 
hier über ein erhebliches Potenzial und nutzen 
dieses in der Regel auch sehr stark. Allerdings 
könnte die Kooperationsbereitschaft seitens der 
Unternehmen noch deutlich wachsen. Besonders 
das längerfristige Engagement für und in einer 
Hochschule ist noch nicht üblich. In der außer-
universitären Forschung hat es insbesondere im 
letzten Jahrzehnt massive Anstrengungen gege-
ben, um die Zusammenarbeit mit der Wirtschaft 
zu stärken. Ich würde sagen mit Erfolg! 

Die indirekte Forschungsförderung ist ein wei-
teres wichtiges Instrument. Sie spielt eine be-
sonders wichtige Rolle für die KMU, aber auch 
für Existenzgründungen. Hier wird kein thema-
tischer Fokus vorgegeben, sondern z. B. Start-
hilfe für eine Innovation oder Existenzgründung 
aus einer Hochschule oder einem Forschungs-
institut heraus. EXIST ist z. B. ein solches Pro-
gramm neben weiteren Existenzgründungspro-
gramme der Bundesregierung. Das ERP Kapital 
Programm mit einem Volumen von 1,3 Mrd. 
Euro bietet für viele Existenzgründungen die 
entscheidende Hilfe. 

Aber nicht nur die Politik fördert gezielt diese 
Form der Existenzgründungen, sondern gleich-
zeitig unterstützen diese inzwischen auch Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen. Die TUM-
Tech GmbH der TU München, Leibniz X der 
Leibnizgemeinschaft oder die ascenion-Stiftung 
in der Helmholtz-Gemeinschaft sind dafür nur 
einige Beispiele. 

Aber auch Programme wie das Innovationspro-
gramm der KfW mit einem Volumen von 550 
Mio. Euro (ein bottom-up Programm) oder die 
„Patentverwertungsinitiative“ (seit 2001) sind 
wichtige indirekte Programme, um die Verwer-
tung und Anwendung von Forschungsergebnis-
sen zu verbessern und die Kooperation zwischen 
Wirtschaft und Forschung zu stärken. Als wei-
teres Instrument ist noch die Forschungsprämie 

hinzugekommen. Auch hier ist die Stärkung der 
Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und 
Wirtschaft das Ziel. 

III.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

zu einem äußerst wichtigen Instrument der Ver-
netzung und Kooperation ist die Förderung von 
Clustern in den letzten 10 Jahren geworden. 
BioRegio, InnoRegio, die Förderung von Wett-
bewerbskernen sind die bekannten Stichworte 
für die Förderung von regionalen Clustern. 

`äìëíÉêÑ êÇÉêìåÖ= ~äë= ïáÅÜíáÖÉë= fåëíêìãÉåí= ÇÉê= sÉêåÉíòìåÖ=
ìåÇ=hççéÉê~íáçå“=

Die Bildung von regionalen Clustern ist gerade 
für die ostdeutsche Wirtschafts- und Forschungs-
landschaft von besonderer Bedeutung. Sie ist 
geprägt von kleinen und mittelständischen Un-
ternehmen, einer geringen Innovationsfähigkeit 
der Wirtschaft und fehlenden Arbeits- und Aus-
bildungsplätzen. Bereits 1999 wurde deshalb un-
ter dem Namen „InnoRegio“ ein neuartiges För-
derprogramm konzipiert, um dieser besonderen 
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Situation gezielt zu begegnen. Eine Region ist 
dann erfolgreich, wenn sich ein Cluster oder ein 
Netzwerk bildet, in dem die Fähigkeiten, Erfah-
rungen und Schlüsseltechnologien der Region 
zusammentreffen. 

Ein Netzwerk oder ein Cluster, das regionale 
Stärken aufgreift und eine gemeinsame Innova-
tionsstrategie für die Region entwickelt, gibt die-
ser ein unverwechselbares Profil. In diesem Sin-
ne war und ist InnoRegio erfolgreich: Die Zahl 
der Beschäftigten in den geförderten Unterneh-
men ist um 11% gestiegen, bei knapp einem 
Drittel der Unternehmen ist jeder zweite Mitar-
beiter in Forschung und Entwicklung tätig. 

Aber auch die Entwicklung von Exzellenzclus-
tern ist eine wichtige Voraussetzung für eine 
starke Forschung und Wirtschaft. Das Kompe-
tenznetz Medizintechnik oder Optoelektronik, 
die beide ihre Leistungsfähigkeit gezeigt haben 
will ich nennen. 

Die Exzellenzinitiative ist der vorläufige Höhe-
punkt dieser Politik. Auch hier ist die Zielset-
zung, über Organisationsgrenzen hinweg Spit-
zenforschung zu bestimmten Themenfeldern zu-
sammenzuführen und das Potenzial so zu stär-
ken. Mit der Förderung der universitären Spit-
zenforschung sollten Exzellenzcluster in Deutsch-
land entstehen, die hohe internationale Attrak-
tivität entwickeln. 2004 startete das Programm, 
am 13. Oktober 2006 fielen die finalen Entschei-
dungen über die erste Förderrunde. Skizzen der 
zweiten Wettbewerbsrunde durchlaufen aktuell 
die erste Begutachtung. Schon nach 2 Jahren 
kann man sagen, dass kein anderes Wissen-
schaftsprogramm die Profilbildung und Vernet-
zung in der Wissenschaft so vorangetrieben hat 
wie die Exzellenzinitiative. 

IV.

Sehr geehrte Damen und Herren, 

eine Unterstützung der Entwicklung von Netz-
werken und Clustern im Rahmen von Program-
men ist das eine, der Transfer von Personen und 
Know-how ein anderer wichtiger Aspekt in der 
Kooperation von Hochschulen und Wirtschaft. 
Unternehmen können Studierenden und Dok-
toranden die Möglichkeiten eines anwendungs-
orientierten Praktikums bieten. Themenstellun-
gen von Promotionen können von Hochschulen 
und Unternehmen gemeinsam gestellt werden. 

Die weitaus größte Zahl der Absolventen der 
Hochschulen geht in Unternehmen. Dies wird 
sicherlich auch in Zukunft der wichtigste Perso-
nal- und Know-how Transfer bleiben. Dennoch 
ist ein Personal- oder Rollenwechsel in Deutsch-
land immer noch selten. Wenn überhaupt, wer-
den Spitzenkräfte aus der Wirtschaft erst im Al-
ter an Universitäten tätig. Wenige Ausnahmen 
widersprechen dieser Tatsache nicht. 

Stiftungen und Zuwendungen spielen als Brü-
cke zwischen Wirtschaft und Wissenschaft eben-
falls eine wichtige Rolle. Rund 410 Lehrstühle 
wurden im Jahr 2005 durch Stiftungen und Mit-
tel aus der Wirtschaft an den Hochschulen ge-
stiftet. So finanziert zum Beispiel die Deutsche 
Telekom an der Technischen Universität hier in 
Berlin einen Lehrstuhl für Telekommunikations-
systeme. Gleichzeitig wurde mit den Telekom 
Laboratories auf dem Campus der TU eine Ein-
richtung geschaffen, die eine innovative und 
marktnahe Forschung in den Informations- und 
Telekommunikations-Technologien etablieren 
soll. Mit dem Hasso-Plattner-Institut für Soft-
waresystemtechnik an der Universität Potsdam 
ist mit privaten Mittel sogar ein ganzes Institut 
geschaffen worden. 

Für die Entwicklung einer leistungsfähigen Wis-
senschaft und Forschung, aber auch für die Un-
terstützung einer erfolgreichen Kooperation zwi-
schen Wissenschaft und Wirtschaft bedarf es der 
Anstrengung aller Akteure. Nicht nur der Staat 
sondern auch Wirtschaft und Gesellschaft sind 
hier gefragt. Bisher ist jedoch die Höhe der durch 
Stiftungen und Unternehmen erbrachten finan-
ziellen Zuwendungen an Hochschulen und For-
schungsinstitute durchaus noch steigerungsfä-
hig. Die öffentliche Hand alleine hat im Jahr 
2004 für Forschung und Entwicklung insgesamt 
16,8 Mrd. ausgegeben. 

V.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

wir haben in Deutschland viele leistungsfähige 
Hochschulen, starke Forschungsinstitute und in-
novative Unternehmen. Im internationalen Ver-
gleich spielt Deutschland bei der Forschungs- 
und Wissensintensität der Wirtschaft ganz vor-
ne mit. Mit 277 weltmarktrelevanten Patenten 
auf je eine Million Erwerbstätige unterstreichen 
wir dieses Potenzial und diese Leistungsfähig-
keit. Damit liegen wir vor den USA, aber auch 
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vor Großbritannien und Frankreich sowie deut-
lich über dem EU- und OECD-Durchschnitt. 

bÇÉäÖ~êÇ=_ìäã~Üå=Éêä®ìíÉêíÉ=áÜêÉ=qÜÉëÉå=áã=dÉëéê®ÅÜ=Eãáí=aêK=
rïÉ=qÜçã~ëI=pí~~íëëÉâêÉí®ê=~K=aKI=ìåÇ=aêK=cäçêá~å=j~óÉêI=cbpI=
îK=äK=åK=êKFK=

Das heißt allerdings nicht, dass wir uns selbst-
zufrieden zurücklehnen können. Wir müssen 
vielmehr die Anstrengungen, unsere Leistungs-
fähigkeit zu verbessern, fortsetzen. 

Damit wir weiterhin erfolgreich sind, müssen 
wir die Netzwerke und Kooperationen zwischen 
Wissenschaft und Wirtschaft stärken und die 
Schnittstellen ausbauen. Nur so können wir die 
anstehenden Herausforderungen bestehen und 
in einer globalisierten Welt weiterhin erfolgreich 
bleiben.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

mçÇáìãëÇáëâìëëáçå=

Zu Beginn der zweiten Podiumsdiskussion, die 
sich unter der Leitung von Dr. Ursula Weiden-
feld vom Tagesspiegel der Schnittstellenprob-
lematik widmete, stellten Professor Dr. Arndt 
Bode, Dr. Christian Stein und Günther W. O. 
Mull ihre Institutionen bzw. Unternehmen vor. 

TUM-Tech GmbH: Verwertungsgesellschaft 
der TU München 

Die TUM-Tech GmbH, die auf der Veranstaltung 
von Professor Dr. Arndt Bode repräsentiert wur-
de, ist die Verwertungsgesellschaft der Techni-
schen Universität München. Vor etwa fünf Jah-
ren gegründet, hat sie die Aufgabe, der TU 
München Geld aus Forschungsleistungen zu-
rückzuführen. Mittels eines Vereins, der der 
hundertprozentige Gesellschafter dieser GmbH 
war, wurde die Gesellschaft an die Hochschule 

angebunden. Die Fundraising-Aktivitäten der 
Universität, die mit über 100 Millionen Euro re-
lativ erfolgreich gewesen seien, waren zum Teil 
nur über eine externe GmbH abwickelbar. Ein 
Teil der eingespielten Mittel ist, so der Hoch-
schulmanager, genutzt worden, um eine GmbH 
zu gründen, die das unternehmerische Denken 
bei den Studierenden, aber auch bei den wissen-
schaftlichen Mitarbeitern der Hochschule för-
dern soll. Man investiere pro Jahr circa 2 bis 3 
Millionen Euro, um etwa 25 Prozent der Absol-
venten mindestens ein Semester im unterneh-
merischen Denken zu schulen, aber auch gezielt 
eine gewisse Anzahl von Ausgründungen aus 
der Hochschule zu unterstützen. Schwierigkei-
ten, auf die die TUM-Tech getroffen sei, hätten 
einerseits in dem Mangel an Unterstützung ge-
legen, das aus der Universität für die Wirtschaft 
gekommen sei, andererseits in der Erwartungs-
haltung der Abnehmer aus der Wirtschaft be-
standen. Der Dienstleister hat nach Worten des 
TU-Vizepräsidenten in den letzten Jahren seine 
Arbeitsweise verändert: Als Technologiebrücke 
sei die TUM-Tech von einer angebotsgetriebe-
nen zu einer nachfrageorientierten Arbeitswei-
se übergegangen. 

mêçÑÉëëçê=aêK=^êåÇí=_çÇÉ=ëíÉääíÉ=ÇáÉ=qrjJqÉÅÜ=dãÄe=îçêK=

Ascenion GmbH: Patent-Management Agen-
tur für Lebenswissenschaften 

Die Ascenion GmbH wurde von ihrem Ge-
schäftsführer, Dr. Christian Stein, vorgestellt. 
Die Patent-Management-Agentur, die Nieder-
lassungen in München, Berlin, Hamburg, Braun-
schweig und demnächst in Hannover hat, arbei-
tet für die Helmholtz-Gemeinschaft und für die 
Leibniz-Einrichtung. Im Unterschied zu den 
universitären Technologietransferstellen wie et-
wa der TUM-Tech arbeitet Ascenion nach den 
Worten ihres Geschäftsführers ausschließlich in 
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dem Bereich der life sciences. Kommerziell inte-
ressante Erfindungen, Materialien und Know-
how werden mit Hilfe der Ascenion GmbH 
frühzeitig „wirtschaftlich“ entdeckt und ange-
messen durch Patente geschützt. Wenn eine Li-
zenzierung nicht möglich sei, versuche man mit 
den Technologien, die aus der Einrichtung stamm-
ten, ein Unternehmen zu gründen. In den letz-
ten vier bis fünf Jahren sei es zu vierzehn Unter-
nehmensgründungen gekommen. Wichtig für 
die Ascenion GmbH sei, dass sie exklusiv mit 
den lebenswissenschaftlichen Forschungszentren 
der Helmholtz- und Leibnizgemeinschaft zu-
sammenarbeite. Die Exklusivität ist möglich, so 
Dr. Christian Stein, weil die Ascenion zwar ein 
rein wirtschaftlich arbeitendes Unternehmen ist, 
aber zu 100 Prozent einer Stiftung gehört und 
die Zustifter Kunden der Agentur sind. Die Ge-
winne aus dem Unternehmen – in der Größen-
ordnung von 10 Millionen Euro – gingen als 
Forschungsgelder zurück an die Forschungsein-
richtungen. 

DERMALOG Identification Systems: Der 
Träger der Deutschen Gründerpreises 2006 

Günther W. O. Mull stellte das Unternehmen 
DERMALOG Identification Systems vor. Das 
Hamburger Unternehmen, das unlängst den 
Deutschen Gründerpreis 2006 in der Kategorie 
Visionär erhielt, beschäftigt sich vor allem mit 
biometrischen Erkennungssystemen. Der Ge-
schäftsführer von Dermalog, das weltweit zu 
den fünf führenden Unternehmen der Branche 
zählt, war zunächst an der Universität tätig ge-
wesen. Aus einem spin off ist dann die Firma 
entstanden, die mittlerweile rund 50 Personen 
beschäftigt. Biometrie ist nach den Worten des 
Preisträgers ein strategischer Wachstumsmarkt 

píçäòÉê=qê®ÖÉê=ÇÉë=aÉìíëÅÜÉå=dê åÇÉêéêÉáëÉë=OMMSW=d åíÜÉê=
tK=lK=jìää=ìåÇ=aboj^ild=fÇÉåíáÑáÅ~íáçå=póëíÉãë=

mit jährlichen Zuwachsraten von etwa 40 Pro-
zent. Dermalog sei derzeit dabei, mit seinen bio-
metrischen Produkten den europäischen Markt 
zu erschließen. 

Institutionenvielfalt: Wahl geeigneter Organi-
sationsstrukturen 

Die stellvertretende Chefredakteurin des Tages-
spiegels, Dr. Ursula Weidenfeld, unterstrich die 
Unterschiede in der Aufstellung der beiden Ver-
wertungsagenturen. Während sich die Ascenion 
GmbH mit einer Branche, den Lebenswissen-
schaften, beschäftige, über Deutschland verteilt 
arbeite und dort Niederlassungen gründe, wo 
es interessante Forschung gebe, sei die TUM-
Tech GmbH ein an einer Universität angebun-
denes Schnittstelleninstrument. 

Auf dem Podium entwickelte sich Konsens da-
rüber, dass es angesichts unterschiedlicher Auf-
gaben verschiedener Einrichtungskonzepte be-
dürfe. Je nach Organisationsform der Wissen-
schaft seien technologie- und wissenschaftsfeld-
bezogene oder regionale Einrichtungen notwen-
dig. Entscheidend für die Zusammenarbeit mit 
der Wirtschaft ist, so Dr. Christian Stein, die 
kritische Masse an Erfindungen. Dem stimmte 
auch der Vertreter der Münchener Hochschule, 
Professor Arndt Bode, zu: „Es gibt Platz für bei-
de Arten von Einrichtungen, stark fokussierte 
Einrichtungen, die sich auf eine gewisse Branche 
beziehen, und es gibt die Notwendigkeit für zu-
mindest größere technische Universitäten, Aus-
gründungstendenzen der Mitarbeiter und Stu-
dierenden zu unterstützen.“ Diese Einschätzung 
wurde auch von der Vorsitzenden des Bundes-
tagsausschusses für Wirtschaft und Technolo-
gie, Edelgard Bulmahn, unterstützt. Im Übrigen 
hätten sich, so die Politikerin, die Agenturen von 
Technologietransfer- zu Patentverwertungsein-
richtungen gewandelt. Entscheidend für eine 
fruchtbare Kooperation zwischen Universitäten 
und Unternehmen sei, dass sich die Agenturen 
zu einem Transmissionsriemen entwickeln. Die 
ehemalige Bundesbildungsministerin unterstrich 
die Initialwirkung der 2001 vom BMBF gestar-
teten Verwertungsinitiative, aus der die TUM-
Tech hervorgegangen sei. Auch bei der Helm-
holtz-Gemeinschaft habe es bis zum Jahr 2001 
praktisch keine Einrichtung gegeben, über die 
Forschungsergebnisse aktiv vermarktet werden 
konnten. Die Verwertung des Wissens wird nach 
Worte der Bundespolitikerin dadurch kompli-
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ziert, dass gemeinnützige Forschungseinrichtun-
gen – auch aus europarechtlichen Gründen – 
keine Gewinne erzielen dürften. Daher müsse 
man eine GmbH oder eine Stiftung gründen. 

båíëÅÜÉáÇÉåÇ=Ñ ê=ÉáåÉ=ÑêìÅÜíÄ~êÉ=hççéÉê~íáçå=òïáëÅÜÉå=råáJ
îÉêëáí®íÉå=ìåÇ=råíÉêåÉÜãÉå=áëíI=Ç~ëë=ëáÅÜ=ÇáÉ=^ÖÉåíìêÉå=òì=
ÉáåÉã=qê~åëãáëëáçåëêáÉãÉå=ÉåíïáÅâÉäå“=

Nicht nur die Struktur, auch die Arbeitsweise 
der Institutionen unterscheidet sich voneinan-
der. Anders als bei ascenion wird im Falle der 
TUM-Tech, so Professor Arndt Bode, das ganze 
Spektrum der Wirtschaft abgedeckt: von vielen 
kleinen und mittleren bis hin zu großen Unter-
nehmen, die im Münchner Umfeld angesiedelt 
sind – im Automobilsektor, der IT-Wirtschaft 
und dem Banken- und Versicherungswesen. Al-
lerdings müsse das, was in der Hochschule ge-
macht werde, zukünftig stärker auf die externe 
Nachfrage zugeschnitten sein. Auch Dr. Chris-
tian Stein sah hierin eine Herausforderung; so-
wohl für eine Unternehmensgründung als auch 
für eine Produkteinführung bedürfe es eines 
proof of concept.

Die schlummernden Potenziale an Universi-
täten und außeruniversitären Forschungsein-
richtungen wecken 

Ein Diskussionsstrang entwickelte sich zu der 
Frage des kulturellen Wandels an den Institu-
ten. Nach Meinung der Podiumsteilnehmer ha-
ben sich in den letzten Jahren bei den Studieren-
den und Mitarbeitern der Universitäten und au-
ßeruniversitären Forschungseinrichtungen be-
reits Einstellungen zu der Frage der Verwertung 
und Ausgründung geändert. Dennoch muß das 
Potenzial, das in den Hochschulen und den 
Großforschungseinrichtungen schlummert, stär-
ker geweckt werden, so Professor Dr. Arndt Bode
von der TU München. Gemäß der Statistik des 

Deutschen Patentamts seien im letzten Jahr nur 
1,9 Prozent der Patente aus dem Bereich der 
Hochschulen gekommen, von den Großfor-
schungseinrichtungen rund 2,4 Prozent – zu-
sammen stammten also lediglich etwas über 4 
Prozent der Patente aus dem gesamten staatlich 
geförderten Forschungs- und Ausbildungsbe-
reich. Dr. Christian Stein spezifizierte die Pa-
tentpraxis nach Branchen: Etwa 40 Prozent der 
Patente, die angemeldet werden, kämen aus dem 
chemischen und pharmazeutischen Bereich – 
wahrscheinlich über 50 Prozent der Patente, die 
ihren Weg in die Industrie finden. Ein nicht un-
wesentlicher Teil des Rests komme aus dem IT-
Geschäft.

fåÑçêãáÉêíÉ= ÄÉê=ÇáÉ=m~íÉåíéê~ñáëW=aêK=`Üêáëíá~å=píÉáå=îçå=
~ëÅÉåáçå=EOK=îK=êKF=

Der Geschäftsführer der Ascenion GmbH wies 
auf Unterschiede in der Patentierungspraxis von 
Industrie und Universitäten und außeruniversi-
tären Forschungseinrichtungen hin: „Forschungs-
einrichtungen und Zentren müssen das paten-
tieren, was nicht nur patentierbar, sondern pa-
tentwürdig ist.“ Mit Blick auf die wirtschaftli-
che Verwertbarkeit müsse ein starker Selektions-
prozess stattfinden. Edelgard Bulmahn ergänz-
te diese Ausführungen: „Ich denke, man muss 
sich immer darüber im Klaren sein, dass ein 
Großteil der Patente kein Wirtschaftserfolg sein 
wird.“ Auch die ehemalige Bundesministerin 
identifizierte einen Kulturwandel an den Hoch-
schulen. Gleichwohl sei es ein Drama, dass in 
der Vergangenheit viele Forschungsergebnisse 
nicht genutzt, dass sie einfach verschwunden 
und dann von anderen zufällig – manchmal 
schnell, manchmal mit sehr großer zeitlicher 
Verzögerung – entdeckt worden seien: „Ich ha-
be das selber oft genug in den vergangenen Jah-
ren erlebt und es ist mir auch oft genug berich-
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tet worden, dass Vertreter ausländischer Unter-
nehmen ganz systematisch die deutschen Uni-
versitäten besuchen und analysieren, welche 
Forschungsergebnisse es gibt, die sich vermark-
ten lassen.“ Es könne auf Dauer keine Volkswirt-
schaft verkraften, dass mit erheblichem Mittel-
aufwand aus öffentlichen Geldern eine exzellen-
te Forschung finanziert werde, die eigene Volks-
wirtschaft aber nicht davon profitiere. Die jetzi-
ge Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft 
und Technologie appellierte an die Wissenschaft-
ler, sich bewusst zu sein, dass ihre Arbeit aus 
Steuermitteln finanziert werde und sie deshalb 
auch verpflichtet seien, der Gesellschaft etwas 
davon zurückzugeben. 

báå=åÉìÉë=h~éáíÉä=ÇÉê=fåÇìëíêáÉéçäáíáâ\=

Auf dem Podium wurde die Forderung nach 
einem neuen Kapitel in der Industriepolitik er-
hoben. Nach Günther W. O. Mull ist Deutsch-
land das Land der Ideen. Das gelte allerdings 
nur von der Forschung über die Produktent-
wicklung bis zum fertigen Produkt: „Wenn wir 
in Deutschland beim fertigen Produkt ange-
kommen sind, dann wird aus dem Land der 
Ideen das Land der Bedenkenträger“. An diesem 
Punkt komme es regelmäßig zu einem „Reali-
tätsschock“. Der Unternehmer forderte eine ak-
tivere Rolle des Staates, zum Beispiel als Beschaf-
fer, wie es auch in anderen Ländern als Fort-
führung der Forschungsförderung üblich sei. 
Würden die neuen wissens- und technologiein-
tensiven Unternehmen in der schwierigen Start-
phase allein gelassen, drohe ein Ausverkauf des 
Know-how. In der Biometrie seien große Investi-
tionen getätigt, aber alle Unternehmen von US-
Firmen aufgekauft worden. „Die Technologie ist 
dann dorthin abgewandert. Die Weiterentwick-
lung und Wertschöpfung findet jetzt in den USA 
statt.“ 

Eine aktive Rolle des Staates befürwortete auch 
die ehemalige Bundesministerin Edelgard Bul-
mahn. Für die Frage der Innovation und der er-
folgreichen Umsetzung von Patenten spiele die 
öffentliche Hand als Marktnachfrager eine wich-
tige Rolle: „Wir haben bei den regenerativen 
Energien durch die Rahmensetzung, die For-
schungs- und Entwicklungsförderung, aber auch 
durch ein öffentlich finanziertes Beschaffungs-
programm einen Marktdurchbruch erlebt.“ Durch 
die Verknüpfung einer – durch Forschungs- und 
Entwicklungsförderung geschaffenen – exzellen-

ten und leistungsfähigen Technologie und die 
Schaffung einer Marktnachfrage sei für Deutsch-
land eine wichtige Branche erobert worden. 

a~ë=òïÉáíÉ=m~åÉä=ÖêáÑÑ=ÇáÉ=pÅÜåáííëíÉääÉåéêçÄäÉã~íáâ=~ìÑK=

Voraussetzung für eine wirksame Strategie ist 
nach Worten von Edelgard Bulmahn allerdings 
die Zusammenarbeit von Bund, Ländern und 
Wirtschaft. „Der entscheidende Punkt, der mir 
wichtig ist, ist der, dass Politik, aber auch Wirt-
schaft, versuchen können, gemeinsam über eine 
strategische Zielvereinbarung Binnenmärkte zu 
erschließen und zu gestalten.“ Das sei eine der 
Zielsetzungen der Partner für Innovation gewe-
sen und sei jetzt Aufgabe des von der Bundes-
kanzlerin gegründeten Rates für Innovation und 
Wachstum. 

jÉÜê=qê~åëé~êÉåò=ëÅÜ~ÑÑÉå=

Als verbesserungswürdig kristallisierte sich wäh-
rend der Aussprache die Frage der Transparenz 
in der Zusammenarbeit von Wissenschaft und 
Wirtschaft heraus. Insbesondere für kleinere und 
mittlere Unternehmen sei es, so Günther W. O. 
Mull, manchmal schwierig zu erkennen, wer in 
den Universitäten und außeruniversitären For-
schungseinrichtungen an Projekten arbeite, die 
für die Wirtschaft kooperationswürdig seien: 
„Wir machen das, was heute jeder macht. Wir 
schauen erst einmal ins Internet. Dann kontak-
tieren wir auch unsere regionale Stelle der TU 
Hamburg-Harburg und erkundigen uns, ob es 
dort etwas Interessantes gibt.“ Darüber hinaus 
wende man sich an die Fachbereiche. Der „Aus-
gründer“ bedauerte, dass es für seine Branche 
noch keine zentrale Anlaufstelle gibt, wie sie 
Ascenion für die Lebenswissenschaften reprä-
sentiert. Daraus ergäben sich häufig Unwissen-
heit und Unklarheit über Forschungsprojekte 
und Ansprechpartner. 
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aáÉ=qÉáäåÉÜãÉê=ÖÉï~ååÉå=ÉáåÉå=báåÄäáÅâ=áå=ÇáÉ=sÉêÜ~åÇäìåÖëJ
éê~ñáë=òïáëÅÜÉå=eçÅÜëÅÜìäÉå=ìåÇ=råíÉêåÉÜãÉåK=

Im Rahmen der Aussprache mit dem Publikum 
entpuppte sich die Frage der Kooperationsver-
handlungen zwischen Universitäten und außer-
universitären Forschungseinrichtungen auf der 
einen und Unternehmen auf der anderen Seite 
als Knackpunkt. An der Schnittstelle werde mit 
harten Bandagen gekämpft und die unterschied-
lichen finanziellen Potenzen und Machtverhält-
nisse spielten eine wichtige Rolle. Professor Dr. 
Kurt Kutzler, Präsident der TU Berlin, führte 
aus, dass die meisten Professoren nicht aufgrund 
hoher ethischer Einstellungen auf Patente und 
Lizenzen verzichten würden, sondern weil sie 
hofften, dann ein Anschlussprojekt aus der Wirt-
schaft zu bekommen. Nach Einschätzung von 
Professor Dr. Arndt Bode hat sich mit dem 
Übergang vom Professorenprivileg zum neuen 
Arbeitnehmererfindungsgesetz die Erwartungs-
haltung der Wirtschaft verändert. Früher seien 
die 250 Lehrstuhlinhaber der TU München 250 
Kleinunternehmer gewesen. Heute stünden sich 
Hochschulleitung und große Wirtschaftspartner 

gegenüber. „Noch haben wir nicht die Situation 
wie in den USA, wo die Wirtschaft bei den inte-
ressanten Universitäten Schlange steht, um dort 
Rechte zu erwerben, sondern wir stehen mehr 
oder minder bei der Wirtschaft Schlange, um 
dort ein paar Mitarbeiterstellen einzuwerben.“ 
Die Universitäten müssten gemeinsam eine Front 
bilden und Rahmenverträge abschließen. In die-
sem Zusammenhang kritisierte Dr. Christian
Stein den so genannten „Berliner Vertrag“ – den 
die Berliner Hochschulen mit Vertretern großer 
deutscher Industrieunternehmen über die Hand-
habung von Hochschulerfindungen in Verträgen 
zur Drittmittelforschung abgeschlossen haben. 
Die Max-Planck-Gesellschaft, die Fraunhofer-
Gesellschaft und die Helmholtz-Gemeinschaft 
hätten diese Verträge mit Schrecken gesehen. 
„Wir würden nie für ‚einen Apfel und ein Ei’, 
wie es in den Berliner Verträgen vorgegeben ist, 
unsere Schutzrechte in dieser Weise abgeben.“ 
Gleichwohl werde man häufig mit der Erwar-
tung konfrontiert, dass es sich dabei um einen 
Industriestandard handele. 

Zum Abschluss der Podiumsdiskussion wurde 
der Wunsch geäußert, dass die Exzellenzinitia-
tive, die über die Mittelzuflüsse hinaus viel Dy-
namik freigesetzt habe, fortgesetzt wird. „Ich 
denke, dass der Prozess, der durch die Exzel-
lenzinitiative des Bundes angestoßen worden ist 
dazu führt, dass die Hochschulen gehalten sind, 
unternehmerischer zu denken, indem sie sich 
auf ihre Stärken konzentrieren und dadurch 
wettbewerbsfähiger werden.“, so Professor Dr. 
Arndt Bode, der die im Hochschulwettbewerb 
erfolgreiche Technische Universität München re-
präsentierte.
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I.

Das Thema dieser Konferenz mag Nichtinsider 
verwundern, scheint es doch keine ernsthafte 
Frage zu sein, die es erst zu beantworten gilt, ob 
der Verbund und die Vernetzung von Wissen-
schaft, Forschung und Wirtschaft zu einem In-
novationsschub führen kann. Um sich dem The-
ma unserer Sitzung zu nähern, möchte ich zu-
nächst einige Probleme aus der Sicht eines Hoch-
schullehrers darstellen, mit denen die deutsche 
Wissenschaft – nicht nur in Berlin – konfrontiert 
ist und die zum Teil auch die Verbindung zur 
Wirtschaft beeinträchtigen: 

1. Es geht ja heute um den Verbund und die 
Vernetzung zwischen den wissenschaftlichen 
Institutionen, den Universitäten und Fachhoch-
schulen, den Instituten der Max-Planck-, der 
Helmholtz-, der Leibniz- und der Fraunhofer-
Gesellschaften mit der Wirtschaft. Diese Auf-
zählung macht aber bereits auch ein deutsches 
Problem deutlich: Die durch Gelder der öffent-
lichen Hand geförderte Forschung ist außerhalb 
der Universitäten außerordentlich stark, von den 
Universitäten wird vorrangig Lehre verlangt, 
obgleich der zentrale Auftrag zumindest seit 
Humboldts Zeiten Forschung und Lehre lautet. 
Erstaunlicherweise haben die ausländischen Gut-
achter der Exzellenzinitiative offensichtlich über 
die universitäre Forschung – zumindest über die, 
mit der sie konfrontiert wurden – eine durchaus 
positive Beurteilung abgegeben. Das ist erstaun-
lich bei der allgemeinen Unterfinanzierung der 
deutschen Hochschulen, führt aber möglicher-
weise dazu, dass sich die Politik wieder einmal 
zufrieden zurücklehnt. 

2. Die massive Aufsplitterung der Forschung zwi-
schen den Institutionen macht es den Unternehmen 
nicht gerade leicht, adäquate Partner zu finden. 

3. Die Mitglieder unserer Gesellschaft haben 
leider über viele Jahre nicht ihre Prioritäten in 

der Förderung des Nachwuchses gesehen, der 
einzigen Ressource, die dieses Land besitzt. Da-
mit hatten Bildung und Wissenschaft, die ja die 
wesentlichen Instrumente der Nachwuchsför-
derung sind, ebenfalls keine Priorität. Die Bau-
substanz vieler Universitäten wurde vernach-
lässigt, das schlechte Betreuungsverhältnis wur-
de als vorübergehendes Problem abgetan und 
Studenten und Professoren wurden nur zu leicht 
als Faulpelze gesehen. In der alten Bundesre-
publik waren es wohl nur Bayern und Baden-
Württemberg, die hier eine gewisse – aber auch 
nur eine gewisse – Ausnahme gemacht haben. 
Und die Abwanderung junger Forschungstalen-
te wegen schlechter Arbeitsbedingungen an den 
deutschen Universitäten ist nicht nur für diese, 
sondern auch für die Wirtschaft und die Zu-
kunft unseres Landes ein Problem. Diese Tatum-
stände machen aber die Universitäten für die 
Wirtschaft als Partner nicht gerade attraktiv. 

pÉíòí=ëáÅÜ=Ñ ê=_Éêäáå=ÉáåW=ÇÉê=sçêëáíòÉåÇÉ=ÇÉê=_ÉêäáåÉê=táëëÉåJ
ëÅÜ~Ñíëâçããáëëáçå=mêçÑÉëëçê=aêK=aáÉíêáÅÜ=dK=káÉíÜ~ããÉê=

4. Auf Grund einiger schwarzer Schafe in den 
Universitäten wurde die Zusammenarbeit zwi-
schen Wirtschaft und Wissenschaft zunehmend 
kriminalisiert und es wurden absurde bürokra-
tische Hürden aufgebaut, so dass es fast ehren-
rührig für Hochschullehrer wurde, sich Projek-
te von der Industrie finanzieren zu lassen oder 
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mit Unternehmen zusammenzuarbeiten. Und 
auch die rechtlichen Bedingungen für moderne 
Forschung, wie zum Beispiel die an embryonalen 
Stammzellen, sind stark einengend und benach-
teiligen deutsche Forscher gegenüber solchen in 
anderen Ländern. Das ist auch für die deutsche 
Arzneimittelindustrie ein zunehmendes Problem, 
dass sie sich die wissenschaftlichen Partner für 
Neuentwicklungen im Ausland suchen muss. 

5. Und nach der Wende wurden berechtigter- 
und notwendigerweise große Geldmengen für 
den Aufbau Ost benötigt. Gleichzeitig ging aber 
das gemeinsame Verantwortungsgefühl der Lan-
desfürsten immer mehr verloren, was schließ-
lich zu der für die Hochschulen unseligen Fö-
deralismusreform führte, die dem Bund weit-
gehend die Verantwortung für das Hochschul-
wesen und den Universitäten einen Teil der 
Bundesmittel entzieht. 

6. Die Hochschulen werden durch die öffentli-
chen Tarifverträge bei der Rekrutierung von 
Mitarbeitern massiv behindert. Die Entwicklung 
eines schon seit Jahren vom Wissenschaftsrat 
geforderten Wissenschaftstarifes kommt nicht 
voran. 

7. Berlin wurde zwar bis zur Wende auf beiden 
Seiten der Mauer von den Regierenden gepäp-
pelt, gleichzeitig verschwand aber ein Großteil 
der Industrie, die früher mit dem Namen Berlin 

verbunden war, oder sie wurde erst gar nicht 
wieder am alten Standort aufgebaut. 

II.

Das ist also der Hintergrund, vor dem wir heu-
te diskutieren und jetzt soll es darum gehen, ob 
eine intensivere Vernetzung zwischen Wissen-
schaft und Wirtschaft auch ein Vorbild für Ber-
lin sein kann. Berlin war einmal in der Zeit vor 
dem Nationalsozialismus eines der wichtigsten 
und prominentesten wissenschaftlichen und wirt-
schaftlichsten Zentren der Welt, ein reger Aus-
tausch zwischen den beiden Gebieten war ohne 
Zweifel für beide Seiten stimulierend. Die Frage 
ist also, die wir mit der Berliner Wissenschafts-
kommission zu beantworten suchen, ob Berlin 
wieder an diese Tradition anknüpfen kann und 
ob es zu einem entsprechenden Innovations-
schub kommen kann. Und eines muss von An-
fang an klar sein. Das Triumphgeheul einiger 
Landesfürsten nach dem Urteil des Bundesver-
fassungsgerichtes hat nur zu deutlich gemacht, 
dass man mancherorts mit großem Misstrauen 
nach Berlin schaut und sich das alte liebe Bonn 
zurückwünscht, dass für einige Landeshaupt-
städte keine Konkurrenz im nationalen und in-
ternationalen Prestige bedeutete. Berlin muss 
daher vieles weitgehend allein schaffen, was bei 
den bestehenden finanziellen Belastungen ohne 
Zweifel nicht einfach sein wird. Die Frage ist 

^ÄÄáäÇìåÖ=NW=mçíÉåòá~ä=_Éêäáåë=

= _Éêäáå= mçíëÇ~ã=

råáîÉêëáí®íÉå= P= N=
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jìëáâÜçÅÜëÅÜìäÉå= N= Ó=
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j~ñJmä~åÅâJfåëíáíìíÉ= R= P=
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jìëÉÉå= PPGG= NP=
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doch aber, welche Möglichkeiten diese Stadt hat, 
um den notwendigen Innovationsschub durch 
Vernetzung von Wissenschaft und Wirtschaft 
zu erreichen. 

III.

Schaut man sich die Wissenschaftslandschaft in 
Berlin an, so muss man feststellen, dass in die-
ser Stadt eine massive Konzentration von wis-
senschaftlichen Einrichtungen besteht, die fast 
einzigartig in Deutschland ist. 

Diese Konzentration von wissenschaftlichen 
Einrichtungen in der Berliner Region wird in 
Deutschland an keiner anderen Stelle übertrof-
fen. Wenn man sich dagegen die in Berlin ange-
siedelte Industrie ansieht, so sieht es in der Tat 
auf dem Gebiet der Großindustrie nicht sehr 

eindrucksvoll aus. Immerhin hat sich aber eine 
große Zahl von neuen mittleren und kleinen In-
dustriebetrieben in Berlin angesiedelt und zahl-
reiche Ausgründungen erfolgten aus den Uni-
versitäten. Die Cluster „Gesundheitswirtschaft“, 
„Kultur, Medien und Informationstechnologie“ 
und „Verkehrstechnologie“ stehen im Mittel-
punkt von Berlins ökonomischer Entwicklungs-
strategie. Wettbewerbsvorteil Berlins in der na-
tionalen und internationalen Konkurrenz um In-
vestitionen und Arbeitsplätze kann in der Tat 
die starke Forschungslandschaft sein, deren Kom-
petenznetzwerke in den Schlüssel- und Quer-
schnittsfeldern „Biotechnologie“, „Optische Wis-
senschaft und Mikrosysteme“ sowie „Material-
forschung“ und „Lebenswissenschaften“ ent-
scheidend zur langfristigen Basis dieser Ent-
wicklungsperspektiven beitragen werden. 

^ÄÄáäÇìåÖ=OW=táëëÉåëÅÜ~Ñíëä~åÇëÅÜ~Ñí=_Éêäáå=

jáííÉ=Ó==eìãÄçäÇí=råáîÉêëáí®í=

ãáí=`Ü~êáí¨GI=jìëÉìã=Ñ ê=
k~íìêâìåÇÉI=tf^pI=m~ìäJaêìÇÉJ
fåëíáíìí=Ñ ê=cÉëíâ êéÉêéÜóëáâ=ÉíÅK=

_áçJ`~ãéìë=_ìÅÜG=

ãáí=j~ñJaÉäÄê ÅâJ`ÉåíêìãI=
cçêëÅÜìåÖëáåëíáíìí=Ñ ê=jçäÉâìä~êÉ
mÜ~êã~âçäçÖáÉ=

^ÇäÉêëÜçÑ=
pí~Çí=Ñ ê=táëëÉåëÅÜ~ÑíI==
táêíëÅÜ~Ñí=ìåÇ=jÉÇáÉå=

cçêëÅÜìåÖëáåëíáíìíÉI==
eìãÄçäÇíJråáîÉêëáí®íI==
qÉÅÜåçäçÖáÉçêáÉåíáÉêíÉ=
råíÉêåÉÜãÉå=

a~ÜäÉã=Ó==
cêÉáÉ=råáîÉêëáí®í=_ÉêäáåG=

ãáí=_ìåÇÉë~åëí~äí=Ñ ê=
j~íÉêá~äÑçêëÅÜìåÖ=ìåÇ=Jéê ÑìåÖI=
e~ÜåJjÉáíåÉêJfåëíáíìíI=hçåê~ÇJ
wìëÉJwÉåíêìãI=cêáíòJe~ÄÉêJfåëíáíìíI=
j~ñJmä~åÅâJfåëíáíìíÉ=Ñ ê=
_áäÇìåÖëÑçêëÅÜìåÖ=ìåÇ=Ñ ê=
táëëÉåëÅÜ~ÑíëÖÉëÅÜáÅÜíÉ=ÉíÅK=

`Ü~êäçííÉåÄìêÖ=Ó=
qÉÅÜåáëÅÜÉ=råáîÉêëáí®í=_Éêäáå=

ãáí=cê~ìåÜçÑÉêJfåëíáíìí=Ñ ê=
mêçÇìâíáçåëíÉÅÜåáâ=ëçïáÉ=Ñ ê=
wìîÉêä®ëëáÖâÉáí=ìåÇ=jáâêçáåíÉÖê~íáçåI=
eÉáåêáÅÜJeÉêíòJfåëíáíìíI=mÜóëáâ~äáëÅÜJ
qÉÅÜåáëÅÜÉ=_ìåÇÉë~åëí~äí=ÉíÅK=

G=ïÉáíÉêÉ=pí~åÇçêíÉ=ÇÉê=`Ü~êáí¨==

wìë~ããÉåëíÉääìåÖW=aáÉíêáÅÜ=káÉíÜ~ããÉê=

Es fehlt also in Berlin eindeutig nicht an Sub-
stanz im Bereich der Wissenschaft. Hinzu kommt 
mit einer weltweit kaum vergleichbaren Museen-
landschaft eine weitere kulturwissenschaftliche 
Kompetenz, die aber nicht immer unter dem Ge-
sichtspunkt der Wissenschaft gesehen wird. Die 

Frage ist aber, ob nicht viele der kompetenten 
Einrichtungen nebeneinander leben und agieren, 
ohne viel darüber nachzudenken, welche Koope-
rationen denn denkbar und sinnvoll sind. Dabei 
sind, wie bereits gezeigt, in den beiden Standorten 
Adlershof und Buch wissenschaftliche Einrich-
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tungen und Firmen auf engem Raum zusammen 
angesiedelt und auch im Umfeld der Technischen 

Universität befinden sich zahlreiche Firmen, die 
nur zum Teil Ausgründungen der TU sind. 
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Ó= _áçíÉÅÜé~êâ= `~ãéìë=_ÉêäáåJ_ìÅÜ“=ãáí=îáÉäÉå=péáå=lÑÑë=
EÅ~K=RRM=_ÉëÅÜ®ÑíáÖíÉF=

wìë~ããÉåëíÉääìåÖW=aáÉíêáÅÜ=káÉíÜ~ããÉê=

dÉë~ãíò~Üä=
_ÉëÅÜ®ÑíáÖíÉ=
áå=^ÇäÉêëÜçÑW=

ú=NOKMMM=

dÉë~ãíò~Üä=
_ÉëÅÜ®ÑíáÖíÉ=

áå=_ìÅÜW=
ú=OKOMM=

~ìë=RM=i®åÇÉêå=
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^ÄÄáäÇìåÖ=RW=`Ü~êäçííÉåÄìêÖ=áå=w~ÜäÉå=

= T=~ì ÉêìåáîÉêëáí®êÉ=cçêëÅÜìåÖëÉáåêáÅÜíìåÖÉå=

Ó= mÜóëáâ~äáëÅÜJqÉÅÜåáëÅÜÉ=_ìåÇÉë~åëí~äíI=aÉìíëÅÜÉë=fåëíáíìí=Ñ ê=rêÄ~åáëíáâI=eÉáåêáÅÜJeÉêíòJfåëíáíìíI=
iÉáÄåáòJdÉãÉáåëÅÜ~Ñí=c`eI=cê~ìåÜçÑÉêJfåëíáíìí=Ñ ê=çÑÑÉåÉ=hçããìåáâ~íáçåëëóëíÉãÉ=clhrpI=
cê~ìåÜçÑÉêJ^ääá~åò=oÉáåáÖìåÖëíÉÅÜåáâ=ìåÇ=Ç~ë=mêçÇìâíáçåëíÉÅÜåáëÅÜÉ=wÉåíêìã=

= O=råáîÉêëáí®íÉå=ìåÇ=ÉáåÉ=táêíëÅÜ~ÑíëÜçÅÜëÅÜìäÉ=

Ó= qr=_Éêäáå=Ebí~í=OMMRW=OUMIRQT=jáçKX=aêáííãáííÉä=OMMRW=SO=jáçKX=OKURM=jáí~êÄÉáíÉêF=

Ó= råáîÉêëáí®í=ÇÉê=h åëíÉ=

Ó= bp`mJb^m=bìêçé®áëÅÜÉ=táêíëÅÜ~ÑíëÜçÅÜëÅÜìäÉ=

= ^ìëÖê åÇìåÖÉå=ìåÇ=Öêç É=áåíÉêå~íáçå~äÉ=råíÉêåÉÜãÉå=

Ó= ÇáÉ=ÖÉÇ~ë=^dI=ÇáÉ=qbibp=^dI=ÇáÉ=f^s=dãÄeI=ÇáÉ=fåéêç=dãÄe=ìåÇ=ÇáÉ=
QÑäçï=^d=ëáÉÇÉäíÉå=áå=ÇáêÉâíÉê=k®ÜÉ=òìã=`~ãéìë=aÉìíëÅÜÉ=qÉäÉâçã=^dI=
ÇáÉ=páÉãÉåë=^dI=ÇáÉ=a~áãäÉêJ`ÜêóëäÉê=^dI=ÇáÉ=aÉìíëÅÜÉ=_~åâ=ìåÇ=ÇáÉ=
cê~ìåÜçÑÉêJdÉëÉääëÅÜ~Ñí=~êÄÉáíÉå=ÉåÖ=ãáí=ÇÉê=qr=òìë~ããÉå=

Ó= ãÉÜê=~äë=SMM=^ìëÖê åÇìåÖÉå=áå=ÇÉå=äÉíòíÉå=PM=g~ÜêÉå=

Ó= Ç~îçå=VM=^ìëÖê åÇìåÖÉå=ÇÉê=qr=~ääÉáå=áã=_Éòáêâ=`Ü~êäçííÉåÄìêÖ=

wìë~ããÉåëíÉääìåÖW=aáÉíêáÅÜ=káÉíÜ~ããÉê=

^ÄÄáäÇìåÖ=SW=a~ÜäÉã=áå=w~ÜäÉå=

= báåêáÅÜíìåÖÉå=

Ó= cêÉáÉ=råáîÉêëáí®í=_Éêäáå=Ebí~í=OMMRW=OVOIQM=jáçK=X=aêáííãáííÉäW=QS=jáçKX=PKNOU=jáí~êÄÉáíÉêF=

Ó= `Ü~êáí¨=Ó=`~ãéìë=_Éåà~ãáå=cê~åâäáå=

Ó= j~ñJmä~åÅâJfåëíáíìí=Ñ ê=_áäÇìåÖëÑçêëÅÜìåÖ=ENTR=jáí~êÄÉáíÉêF=

Ó= cêáíòJe~ÄÉêJfåëíáíìí=ÇÉê=jmd=

Ó= j~ñJmä~åÅâJfåëíáíìí=Ñ ê=ãçäÉâìä~êÉ=dÉåÉíáâ=EQRR=jáí~êÄÉáíÉêF=

Ó= j~ñJmä~åÅâJfåëíáíìí=Ñ ê=táëëÉåëÅÜ~ÑíëÖÉëÅÜáÅÜíÉ=EUIU=jáçK=_ìÇÖÉíF=

Ó= e~ÜåJjÉáíåÉêJfåëíáíìí=EUMM=jáí~êÄÉáíÉêX=_ìÇÖÉí=Å~K=TM=jáçK=F=

Ó= aÉìíëÅÜÉë=fåëíáíìí=Ñ ê=táêíëÅÜ~ÑíëÑçêëÅÜìåÖ=EiÉáÄåáòF=

Ó= wìëÉJfåëíáíìí=_Éêäáå=ENOIN=jáçK=F=

Ó= _ìåÇÉë~åëí~äí=Ñ ê=j~íÉêá~äÑçêëÅÜìåÖ=ìåÇ=Óéê ÑìåÖ=

Ó= _ìåÇÉëáåëíáíìí=Ñ ê=oáëáâçÄÉïÉêíìåÖ=ESOM=jáí~êÄÉáíÉêF=

Ó= _çí~åáëÅÜÉê=d~êíÉå=ÇÉê=cr=

Ó= jìëÉÉå=a~ÜäÉã=

Ó= ìK=~K=

wìë~ããÉåëíÉääìåÖW=aáÉíêáÅÜ=káÉíÜ~ããÉê=

dÉë~ãíò~Üä=
píìÇÉåíÉå=áå=

`Ü~êäçííÉåÄìêÖW=
ú=OUKMMM=

dÉë~ãíò~Üä=
píìÇÉåíÉå=
áå=a~ÜäÉãW=
ú=PQKMMM=
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^ÄÄáäÇìåÖ=TW=jáííÉ=áå=w~ÜäÉå=

= báåêáÅÜíìåÖÉå=

Ó= eìãÄçäÇíJråáîÉêëáí®í=_Éêäáå=Ebí~í=OMMRW=ONVIPU=jáçK=X=aêáííãáííÉäW=QRIN=jáçKX=OKSVP=jáí~êÄÉáíÉêF=

Ó= `Ü~êáí¨=Ó=`~ãéìë=jáííÉ=

Ó= _ÉêäáåJ_ê~åÇÉåÄìêÖáëÅÜÉ=^â~ÇÉãáÉ=ÇÉê=táëëÉåëÅÜ~ÑíÉå=

Ó= j~ñJmä~åÅâJfåëíáíìí=Ñ ê=fåÑÉâíáçåëÄáçäçÖáÉ=

Ó= táëëÉåëÅÜ~ÑíëòÉåíêìã=_Éêäáå=Ñ ê=pçòá~äÑçêëÅÜìåÖ=

Ó= aÉìíëÅÜÉë=oÜÉìã~ÑçêëÅÜìåÖëòÉåíêìã=_Éêäáå=
Ebí~í=OMMRW=PISU=jáçKX=OOO=jáí~êÄÉáíÉêF=

Ó= tÉáÉêëíê~ Jfåëíáíìí=Ñ ê=^åÖÉï~åÇíÉ=^å~äóëáë=ìåÇ=píçÅÜ~ëíáâ=

Ó= m~ìäJaêìÇÉJfåëíáíìí=Ñ ê=cÉëíâ êéÉêÉäÉâíêçåáâ=

Ó= ìK=~K=

wìë~ããÉåëíÉääìåÖW=aáÉíêáÅÜ=káÉíÜ~ããÉê=

IV.

Trotzdem haben wir bei den Diskussionen in der 
Wissenschaftskommission immer wieder den 
Eindruck, dass die Wirtschaft in dieser Stadt die 
in ihr vorhandenen wissenschaftlichen Potenzia-
le nicht so ausnützt, wie es denkbar wäre. Das 
mag eine Ursache dafür sein, dass die Zahl der 
Anmeldungen von Patenten und Ausgründun-
gen aus den wissenschaftlichen Einrichtungen 
wohl noch nicht den vorhandenen Stärken ent-
spricht. Es kann natürlich auch daran liegen, 
dass die bei der Großindustrie vorhandenen 
Mittel zur Innovation in Berlin nur begrenzt vor-
handen sind, da die vielen kleinen und mittle-
ren Unternehmen dieses Manko kaum kompen-
sieren können. Hier muss vermehrt darüber nach-
gedacht werden, wie man die Berliner For-
schungskapazitäten den nicht in der Stadt an-
gesiedelten Unternehmen bewusst und für sie 
attraktiv machen kann. Es ist offensichtlich, dass 
man im Zeitalter der Globalisierung nicht mehr 
nur in den Grenzen einer Region denken darf. 
Eine Aufgabe, der sich die Wissenschaftskom-
mission stellt, ist daher der Versuch, das wissen-
schaftliche Potenzial, das ja auf vielen Gebieten 
aus Einrichtungen besteht, die an mehreren 
Standorten in der Stadt angesiedelt sind, für die 
Wirtschaft transparenter zu machen – auch um 
die Vernetzung zu stimulieren. Offensichtlich 
muss der Wirtschaft in Berlin noch deutlicher 
werden, dass Wissenskapital einen Standortvor-
teil für sie bedeutet. 

Die Wissenschaftskommission arbeitet aber auch 
an neuen Konzepten der Zusammenarbeit so-
wohl zwischen wissenschaftlichen Einrichtungen 
als auch zwischen diesen und der Wirtschaft und 
hat dazu mehrere Arbeitsgruppen eingesetzt. Sie 
will wichtige Arbeitsgebiete identifizieren und 
stimulieren. Dass es solche auch im Bereich der 
Geisteswissenschaften gibt, soll an einem Bei-
spiel verdeutlicht werden. So wird die Kommis-
sion das unter der Leitung von Professor Kocka 
von der Arbeitsgruppe „Politik, Gesellschaft und 
Geschichte unter globalen Bedingungen“ erar-
beitete Konzept für ein „Forum für transregio-
nale Studien“ der Politik vorlegen und die Ein-
richtung des Forums empfehlen. Darin soll die 
in Berlin wie an keinem anderen Standort in 
Deutschland vorhandene einzigartige Ausstat-
tung mit universitären und außeruniversitären 
Institutionen, die sich mit der Forschung auf dem 
Gebiet der Fernkompetenz beschäftigen, gebün-
delt werden, was es ermöglichen kann, die inter-
nationale Entwicklung des Feldes an vorderer 
Stelle mitzubestimmen. Vergleichbare Potenziale 
existieren in Europa nur in London, Paris und 
Leiden. Die globalen Bedingungen verstärken 
die Wechselwirkungen zwischen den Regionen 
der Welt immer mehr, auch auf unerwarteten 
Gebieten. Sie schaffen damit neue Herausforde-
rungen und Chancen für Politik und Wirtschaft 
wie auch für die Wissenschaft. Zu der Fernkom-
petenz gehört die Fähigkeit zum angemessenen 
Umgang mit fernen Regionen, die die analyti-
sche Kraft der wissenschaftlichen Disziplinen mit 

dÉë~ãíò~Üä=
píìÇÉåíÉå=
áå=jáííÉW=
ú=OVKRMM=
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dem Verständnis des historischen und kulturel-
len Hintergrundes dieser Region verbindet. Fern-
kompetenz entsteht in der Zusammenführung 
von disziplinärer und regionenspezifischer Kom-
petenz unter Berücksichtigung des Prinzips „For-
schung mit, nicht nur über“, also unter Einbezie-
hung von Wissenschaftlern und Erfahrungen 
aus den betrachteten Regionen. 

táëëÉåëâ~éáí~ä=~äë=pí~åÇçêíîçêíÉáä=Ñ ê=_Éêäáå“=

Die Zugänglichkeit von Fernkompetenz in mög-
lichst breitem Umfang ist für die Politik in der 
Hauptstadt eines weltpolitisch aktiven Landes 
ein evident wichtiger Faktor. Verantwortliche 
Politik – so wird es in dem Entwurf formuliert – 
ist informierte Politik. Von einer derartig hoch 
entwickelten Fernkompetenz kann aber auch die 
Wirtschaft profitieren, die zunehmend global 
agiert. Es ist nicht die Zeit, Ihnen die große Zahl 
der Einrichtungen und Aktivitäten und die durch-
aus vorhandene Einzigartigkeit in Deutschland 
auf diesem Gebiet aufzuzeigen, in dem Empfeh-
lungspapier ist dies aber ausführlich dargestellt. 
Es ist die einhellige Meinung der Wissenschafts-
kommission, dass ein außerordentlicher Quali-
tätszuwachs für eine beachtliche Zahl dieser 
Programme und Projekte möglich wäre, wenn 
sich ihre Träger der in Berlin vorhandenen Mög-
lichkeiten zur interdisziplinären und/oder insti-
tutionsübergreifenden Zusammenarbeit in brei-
terem Umfang bedienten und transregionale An-
sätze systematischer pflegten. Es liegt auch im 
Interesse des Wirtschaftsstandortes Berlin, darauf 
stärker hinzuwirken. Die Wissenschaftskommis-
sion wird das inhaltliche Konzept der Empfeh-
lung in Kürze der Politik vorlegen. Gleichzeitig 
sieht sie aber auch die Tatsache, dass es gilt, für 
diese Form der Zusammenarbeit ein neues Kon-
zept zu entwickeln, das in Zukunft auch für Ko-
operationen auf anderen Gebieten vorbildhaft 

sein kann. Ich bin überzeugt davon, dass gera-
de auch die Wirtschaft von diesem Forum pro-
fitieren kann und es ist zu hoffen, dass sie diese 
Aktivitäten nicht nur verbal unterstützt, sondern 
sich vielleicht auch aktiv beteiligt. 

Die Wissenschaftskommission denkt über wei-
tere Gebiete intensiv nach, auf denen eine Ver-
knüpfung zwischen Wissenschaft und Wirtschaft 
in Berlin nicht nur sinnvoll erscheint, sondern 
auch Innovationsschübe auslösen könnte. Dazu 
gehören Themen (und entsprechende Arbeits-
gruppen erarbeiten Konzepte) aus dem Gebiet 
des Gesundheitswesens, der Optik, des Verkehrs 
oder der Medien, um nur einige zu nennen. Sie 
will mit diesen Konzepten der Öffentlichkeit die 
großen Potenzen dieser Stadt, die aufgrund der 
großen Konzentration von wissenschaftlichen 
Einrichtungen in der Region bestehen, deutlich 
machen und die Wirtschaft ermuntern, sich die-
ser Möglichkeiten zu bedienen. Die Basis für ei-
nen Innovationsschub ist in Berlin zweifelsohne 
da, es ist zu hoffen, dass dies Wissenschaft, Wirt-
schaft und Politik besser begreifen als bisher und 
dann danach auch handeln. Dazu gehört aber 
der eindeutige Wille aller Beteiligten zur Koope-
ration wie auch die Bereitschaft, neue Wege zu 
suchen und zu beschreiten, denn alleine mit den 
klassischen Konzepten und Ideen sind die Her-
ausforderungen der Zukunft nicht erfolgreich 
zu bewältigen. 

mçÇáìãëÇáëâìëëáçå=

„Wir haben sehr viel zu bieten, aber es ist gar 
nicht bekannt, was wir eigentlich zu bieten ha-
ben“. Mit diesen Worten eröffnete die Modera-
torin Dr. Annette Fugmann-Heesing, Senatorin 
und Bürgermeisterin a. D. und Vorsitzende des 
Ausschusses für Wissenschaft und Forschung 
im Abgeordnetenhaus Berlin, die dritte Podi-
umsdiskussion. Das Panel wandte sich der Bun-
deshauptstadt zu: Ist die regionale Vernetzung 
von Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft ein 
Vorbild für Berlin? 

aáÉ=páíì~íáçå=_ÉêäáåëW=ÜáëíçêáëÅÜÉ=bêÄä~ëí=ìåÇ=
pí~åÇçêíîçêíÉáäÉ=áå=cçêëÅÜìåÖ=ìåÇ=båíïáÅâJ
äìåÖ=

Unter den Diskutanten herrschte Einigkeit über 
die Standortvorteile, die Berlin in der Wissen-
schaft und Forschung zu bieten hat. So liegt Ber-
lin mit den 4 % seines BIP, die es für Forschung 
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und Entwicklung aufwendet, weit oberhalb des 
Lissabon-Ziels. Die Stadt habe auch den zweit-
höchsten Anteil der Studierenden an der Ge-
samtbevölkerung und die weitaus höchsten öf-
fentlichen Ausgaben pro Einwohner für Hoch-
schulen, Universitätskliniken und außeruniver-
sitäre Einrichtungen, so der Tenor auf dem Po-
dium. Auf der anderen Seite habe sich der An-
teil Berlins an den deutschen Patentanmeldun-
gen in den zehn Jahren von 1995 bis 2004 fast 
halbiert. Es gebe in Berlin zwar eine hohe Grün-
dungsintensität, aber vor allem in Dienstleis-
tungsbereichen und gerade nicht im Hightech-
Sektor. Darüber hinaus, so die Einschätzung, ha-
be sich die Außenhandelssituation Berlins un-
vorteilhaft entwickelt. 

mêçÑÉëëçê=aêK=hìêí=hìíòäÉê=ìåíÉêëíêáÅÜ=ÇáÉ=ÜáëíçêáëÅÜÉ=bêÄä~ëí=
_ÉêäáåëK=

Man dürfe jedoch, so die Beiträge verschiedener 
Podiumsgäste, nicht den Fehler machen, Berlin 
mit München vergleichen zu wollen. „München 
hat eine gewachsene industrielle Struktur mit 
großen Unternehmen, die uns in Berlin nach dem 
Krieg verloren gegangen ist und die wir bis heu-
te nicht wiedergewinnen konnten.“, so Professor 
Dr. Kurt Kutzler, Präsident der TU Berlin. Ber-
lin habe lange auf das Dienstleistungsgeschäft 
gesetzt. Ähnlich argumentierte Jan Eder: Man 
dürfe die Vereinigung der beiden Stadthälften 
nicht vergessen, außerdem sei diese mit einer 
verschärften Phase der Globalisierung zusam-
mengefallen. Vielfach sei zudem in Vergessen-
heit geraten, dass es zu Mauerzeiten Technolo-
gieverbote in Westberlin gegeben habe – auch 
das sei eine historische Erblast für die Stadt. 

Allerdings muß, so der Hinweis aus dem Panel, 
die Situation der Region differenziert betrachtet 
werden: Die Ausgaben Berlins seien aufgrund 
der Bezugsgröße, des Bruttoinlandsprodukts, zu 

relativieren – Berlin erbringe keine größere Wirt-
schaftsleistung als der Bielefelder Raum, so der 
Hinweis des Hauptgeschäftsführers der IHK 
Berlin. Zu Lasten der Berliner Patentstatistik 
geht nach Worten des Staatssekretärs aus der 
Senatsverwaltung für Wissenschaft und Kultur, 
Dr. Hans-Gerhard Husung, der Sachverhalt, 
dass Wissen aus Berlin zu Patenten durch Sie-
mens in München führt – ein weiterer Hinweis 
auf die große Bedeutung des wirtschaftlichen 
Umfeldes, der jedoch nicht den sinkenden An-
teil der Berliner Patente erklären konnte. 

aáÉ=mp=~ìÑ=ÇáÉ=píê~ É=ÄêáåÖÉå“=

Ausgehend von der Leistungsfähigkeit Berlins 
in Forschung und Entwicklung griffen die Dis-
kutanten die Frage auf, wie man „die PS auf die 
Straße bringen könne“. 

Nach Jan Eder ist dafür nicht nur eine gute Wis-
senschaftspolitik, sondern auch eine überzeu-
gende Wirtschaftspolitik erforderlich: „Wir brau-
chen einfach mehr Abnehmer für Forschungs-
ergebnisse hier in der Region. Abnehmer sind 
technologieorientierte Unternehmen, die wir 
viel zu wenig haben.“ Dafür müsse man eine 
klare Industriepolitik verfolgen und dürfe nicht 
nur auf Dienstleistungen setzen. Gleichzeitig 
machte der Verbandsvertreter vier wissenschafts-
politische Vorschläge: Erstens müsse Berlin de-
zidiert seine Cluster-Politik vorantreiben und 
sich auf drei Bereiche konzentrieren: Gesund-
heitswirtschaft, Medien und Kultur und Ver-
kehrswirtschaft. Zweitens müsse man die ‚Cam-
pus-Entwicklung’ fortführen und drittens den 
Technologietransfer stärken. Schließlich müsse 
man über die Gestaltung der Hochschulland-
schaft reden, die an die internationale Entwick-
lung „angekoppelt“ werden müsse. 

Die wirtschaftspolitische Forderung wurde von 
Dr. Annette Fugmann-Heesing aufgegriffen: 
„Wenn wir schon nicht die Industrie in Berlin 
haben, die in dem Maße Forschungsleistungen 
abnimmt, wie wir uns das erwünschen, dann 
muss Berlin eben den Blick über die Region rich-
ten und muss sich als Forschungsstandort attrak-
tiv machen für Nachfrager aus dem ganzen Bun-
desgebiet oder darüber hinaus.“ In diesem Zu-
sammenhang warf sie die Frage auf, ob die be-
stehenden Angebote für potenzielle Interessen-
ten transparent seien. Dr. Hans-Gerhard Husung
verwies darauf, dass man im letzten Jahr ein Ein-
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stiegsportal entwickelt habe, räumte gleichzei-
tig jedoch Verbesserungspotenzial ein: „Es gibt 
nichts auf der Welt, was man nicht noch besser 
machen kann. Und da gehört wahrscheinlich 
auch die Antwort auf Ihre Frage dazu.“ 

g~å=bÇÉêW=wïÉáâä~åÖ=ÖìíÉê=táëëÉåëÅÜ~Ñíëéçäáíáâ=ìåÇ= ÄÉêòÉìJ
ÖÉåÇÉê=táêíëÅÜ~Ñíëéçäáíáâ=

gÉêáåá=^dW=ÉêÑçäÖêÉáÅÜÉë=_ÉêäáåÉê=ëéáå=çÑÑ=

Professor Dr. Jens Schneider-Mergener brachte 
in die Runde seine Erfahrungen als Wissen-
schaftler an der Charité und Vorstandsvorsit-
zender des Berliner Jungunternehmens Jerini AG 
ein. Die Jerini AG, so der Unternehmensgründer, 
ist ein Unternehmen, das vor zehn Jahren aus 
der Charité heraus gegründet wurde und jetzt 
rund 150 Mitarbeiter hat. Die Wirkstoffentwick-
lung, der sich die Firma widmet, ist nach Anga-
ben Schneider-Mergeners eine ebenso komplexe 
wie langwierige Aufgabe: „Sie brauchen zwölf 
bis fünfzehn Jahre, um so einen Wirkstoff auf 
den Markt zu bringen und haben eine Chance 
von vielleicht weniger 1 Prozent.“ Das Unter-
nehmen sei – ohne venture capital – 1994 aus der 
Charité heraus gegründet worden. In den letz-
ten Jahren seien an Wagniskapital und im Zuge 
des Börsengangs rund 130 Millionen Euro in 
die Firma geflossen. Man sei leicht und schnell 
an Geld gekommen. Der Unternehmer äußerte 
sich positiv über die Bedingungen für Unterneh-
men in der Stadt: „Ich bin absoluter Berlin-Fan. 
Ich habe mich nie über irgendetwas beklagt, es ist 
hier sehr einfach gewesen, das Unternehmen auf-
zubauen.“ Das Umfeld sei sehr gut gewesen, ins-
besondere die hervorragende Universitätsland-
schaft. Es bestünden viele wissenschaftliche Pro-
jekte mit verschiedenen Universitäten. Allerdings 
fehlt in Berlin nach Ansicht des Wissenschaft-
lers und Unternehmers ein Biotech-Cluster. 

içÄíÉ=ÇáÉ=_ÉêäáåÉê=pí~åÇçêíÄÉÇáåÖìåÖÉåW=mêçÑÉëëçê=aêK=gÉåë=
pÅÜåÉáÇÉêJjÉêÖÉåÉê=îçå=ÇÉê=gÉêáåá=^d=ENK=îK=êKF=

^ÑÑáåáí®íW=sÉêÄÉëëÉêìåÖëéçíÉåòá~ä=áã=sÉêJ
Ü®äíåáë=îçå=táëëÉåëÅÜ~Ñí=ìåÇ=táêíëÅÜ~Ñí=

An die Erfahrungen des Wissenschaftlers und 
Unternehmers knüpfte die Diskussionsrunde im 
weiteren Gesprächsverlauf an, indem sie die von 
Professor Dr. Hans Weiler geprägten Schlag-
worte affinity und proximity aufgriff. 

Nach Jan Eder muss im Verhältnis zwischen Wis-
senschaft und Wirtschaft nachgesteuert werden. 
Dazu gehört nach seiner Einschätzung eine ver-
besserte Kommunikation, wozu jüngst ein „run-
der Tisch Wirtschaft und Wissenschaft“ ins Le-
ben gerufen worden sei. „Wir müssen in die ein-
zelnen Fachgebiete rein und wir müssen – ich 
sehe da nur den Weg, über die Cluster zu gehen 
– einen Verbund schaffen, in dem dieser Aus-
tausch funktioniert.“ In diesem Zusammenhang 
mahnte der Verbandsvertreter Forschritte bei 
der „kohärenten Innovationsstrategie“ an. Das 
Fördergeld Berlins müsse auf die drei Cluster 
konzentriert, die Karrierewege durchlässiger ge-
macht und die Gründerkultur in Berlin, mögli-
cherweise auch durch Anschubfinanzierung, 
vorangebracht werden. Schließlich wäre aus 
Sicht des IHK-Hauptgeschäftsführers für Berlin 
ein Wirtschafts- und Wissenschaftssenator sinn-
voll gewesen – eine Chance, die im Zuge der Se-
natsbildung leider verpasst worden sei: „Ich 
würde mir sehr wünschen, dass die beiden Se-
natoren jetzt das tun, was diese Wissenschafts-
kommission versucht, nämlich zu fragen: Wie 
müssen die Wissenschafts-, die Forschungs- und 
die Anwendungslandschaft in der Stadt ausse-
hen?“ Auch Professor Dr. Kurt Kutzler, Präsi-
dent der Technischen Universität, sieht Verbes-
serungspotenzial in dem Verhältnis von Wissen-
schaft und Wirtschaft: „Ich glaube, dass in vielen 
Bereichen das Verständnis füreinander noch nicht 
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voll entwickelt ist.“ Vielfach bestünden zwischen 
den Akteuren Kommunikationsprobleme. Die 
TU Berlin habe sich mit ihrer Strukturpolitik auf 
die Wirtschaft zu bewegt. „Wir wollen dazu bei-
tragen, die Lücke zwischen Invention in der Wis-
senschaft und dem Prozess der Innovation in 
der Industrie zu schließen.“ Mit dem Struktur-
plan 2004 habe man sich nicht nur klassisch in 
Fakultäten strukturiert, sondern auch eine Matrix-
struktur gegeben, die quer dazu sieben wichtige 
Themenfelder abdecke, wie beispielsweise IT, 
Informations- und Kommunikationswissenschaf-
ten, Verkehr, Wasser, Energie, nachhaltige Gestal-
tung von Lebensräumen und Wissensmanage-
ment. Entscheidend sei Systemkompetenz – die 
Universitäten müssten in Clustern Kompetenz 
nach außen zeigen. „Wir haben begonnen, auf 
diesen Clustern in Kooperation mit der Wirt-
schaft so genannte Transferbereiche aufzubauen“, 
so der Physiker. Die Strukturpolitik der Techni-
schen Universität sei ohne die Kooperation mit 
den außeruniversitären Forschungseinrichtun-
gen, mit denen man 45 gemeinsame Berufungen 
habe, und den strategischen Allianzen mit den 
anderen Universitäten nicht möglich. 

Aus dem Publikum kam mit Blick auf die Affini-
tät von Wirtschaft und Wissenschaft die Anre-
gung, eine gezielte Berufungspolitik zu betreiben. 
Kultureller Wandel könne stark von einzelnen 
Personen initiiert werden. Der Übergang vom 
Forscher zum Unternehmer sei sehr schwierig. In 
diesem Zusammenhang kam der Verweis auf 
den Präsidenten der Deutschen Forschungsge-
meinschaft Professor Winnacker. Der Biochemi-
ker habe Wissenschaftlichkeit und Unterneh-
mertum vereint und enorme Auswirkungen auf 
die Münchener Region entfaltet. 

pé~ååìåÖëîÉêÜ®äíåáë=îçå=^ìíçåçãáÉ=ìåÇ=
píê~íÉÖáÉ=

Auf dem Podium herrschte Konsens darüber, 
dass die Berliner Hochschulen richtig aufgestellt 
werden müssten. Dazu gehöre eine ausreichende 
Finanzierung ebenso wie ein gebührendes Maß 
an Autonomie. Im Diskussionsverlauf ging die 
Runde auf das Spannungsverhältnis von Auto-
nomie der Universitäten und strategischer Hoch-
schulpolitik ein. Dr. Hans-Gerhard Husung
sprach sich für eine kluge gemeinsame Steue-
rung des Gesamtsystems aus – in Form einer 
Vorgabe mit strategischen Zielen durch das Land, 

in deren Rahmen die Hochschulen autonom 
agieren können. 

mä®ÇáÉêíÉ=Ñ ê=âä~êÉ=ëíê~íÉÖáëÅÜÉ=sçêÖ~ÄÉå=áå=ÇÉê=táëëÉåëÅÜ~ÑíëJ
éçäáíáâW=pí~~íëëÉâêÉí®ê=aêK=e~åëJdÉêÜ~êÇ=eìëìåÖ=EOK=îK=äKF=

Es gebe genügend Beispiele dafür, dass die Wis-
senschaft in ihrer Selbststeuerungsfähigkeit nicht 
immer die Belange der Umwelt einbeziehe, wie 
beispielsweise in der chemischen Forschung und 
den Agrarwissenschaften. Der Staatssekretär ver-
wies gleichzeitig auf die Fortschrittlichkeit des 
Berliner Hochschulgesetztes, die nicht immer 
bekannt und unzureichend kommuniziert wor-
den sei: Im Vergleich mit dem vielfach geprie-
senen Darmstädter Modell genössen die Berliner 
Hochschulen – abgesehen vom Berufungsrecht 
und den Studien- und Prüfungsordnungen – ein 
ähnliches Maß an Eigenständigkeit. 

Die Forderung, dass Autonomie mit Cluster-
Steuerung und Entwicklungszielen der Region 
verknüpft werde müsse, war auf dem Panel un-
streitig – ebenso wie die Meinung, dass bisher 
klare politische Zielvorgaben fehlten. Jan Eder
führte diese Kritik aus: „Mir ist nicht bekannt, 
dass die drei Cluster der Stadt Eingang in Ziele 
gefunden haben, die die Universitäten und an-
dere Forschungseinrichtungen bekommen haben, 
und dass die Ziele auch mit Geldzuweisungen 
verbunden worden sind.“ Dieses strategische 
Defizit habe sich auch im Rahmen des Exzel-
lenzinitiative gezeigt: Während in München der 
Wissenschaftsminister die Universitäten zusam-
mengetrommelt und so das Auftreten im Wett-
bewerb koordiniert habe, sei in Berlin nichts 
Vergleichbares geschehen. 

Dr. Hans-Gerhard Husung erläuterte, dass in 
dieser Frage zu der fachlichen eine politische 
Komponente komme – man habe es erfahrungs-
gemäß mit starken Einzelinstitutionen und über-
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zeugenden Präsidentenpersönlichkeiten zu tun. 
Professor Dr. Kurt Kutzler, Präsident der TU 
Berlin, äußerte seine Erwartung wissenschaftli-
cher Zielvorgaben durch die Politik. Er regte 
eine aktive Rolle der Wissenschaftskommission 
bei der Findung und Definition dieses strategi-
schen Rahmens an. Notwendig sind nach Wor-
ten des Physikers dabei entsprechende Anreize 
für die Institutionen und Individuen, die gesteck-
ten Ziele auch zu verfolgen. Als Beispiel für ei-
nen Fehlanreiz führte er die Ausgestaltung der 
Cluster-Förderlinie an, da die Bewertung für ei-
nen Cluster nur jeweils einer Universität zuge-
schrieben werde: „Dieses Problem, dass nur ei-
ner die Auszeichnung bekommen kann, hat in 
der Anfangszeit zu Reibungen geführt.“ 

Dr. Hans-Gerhard Husung skizzierte ein Pro-
jekt 2015, für das die Chancen gut stünden: „Wir 
haben die Sicherheit der Hochschulverträge bis 
2009. Wir haben den Koalitionsvertrag, der fi-
nanzpolitische Sicherheit signalisiert über 2009 
hinaus.“ Neben einem ausreichenden Maß an 
Zeit gebe es mit den Hochschulverträgen ein In-
strumentarium, das auch inhaltlich an Zielen 
orientiert ausgestaltet werden wolle. Der Vertre-
ter der Senatsverwaltung forderte einen offenen 
Diskurs über die wissenschaftspolitischen Ziele, 
der auch externe Berater beteiligen und einschlie-
ßen solle. „Voraussetzung wäre natürlich, daraus 
mache ich gar keinen Hehl, dass wir im nächsten 
Herbst mindestens eine Exzellenz-Hochschule 
nach Berlin kriegen. Wir brauchen die dritte För-
derlinie mindestens einmal erfolgreich für Berlin 
– damit wir neben München in gleicher Weise 
wahrgenommen werden.“ 

cçâìëëáÉêìåÖ=ÇÉê=báåêáÅÜíìåÖÉå=

Professor Dr. Dietrich G. Niethammer forderte 
die Universitäten auf, sich auf Schwerpunkte 
zu fokussieren. So hätte sich gezeigt, dass etwa 
Universitätskliniken nicht alles liefern müssten. 
„Wir müssen, glaube ich, hier in Berlin danach 
suchen, wo es Dinge gibt, die vielleicht überflüs-
sig sind. 

Aber ich möchte davor warnen zu denken, dass 
man damit viel Geld spart, denn so viel Doppe-
lung ist gar nicht da.“ Die Fokussierung auf ein 
Thema durch verschiedene Einrichtungen könne 
sehr produktiv sein. Unter Fokussierung werde 
aber leider oft lediglich die Konzentration und 
der Abbau einzelner Einrichtungen verstanden. 

mêçÑÉëëçê=aêK=aáÉíêáÅÜ=dK=káÉíÜ~ããÉê=ëéê~ÅÜ=ëáÅÜ=Ñ ê=ÉáåÉ=cçJ
âìëëáÉêìåÖ=ÇÉê=råáîÉêëáí®íÉå=~ìëK=

Nach Meinung des Mediziners ist bei der Fokus-
sierung manchmal Hilfe von außen notwendig. 
Der Forderung nach Fokussierung schloss sich 
Professor Dr. Jens Schneider-Mergener an: Im 
Rahmen seiner Erfahrungen in der Gesundheits-
wirtschaft frage er sich, ob man nicht zu viel ma-
che und dabei in Berlin den Fokus verliere. Die-
ser Einschätzung fehlender Fokussierung wider-
sprach der Präsident der Technischen Universi-
tät für sein Feld: „Wir haben, Sie sprechen es ge-
rade an, mit den Hochschulverträgen, die jetzt 
laufen, auch erheblich Einsparauflagen bekom-
men; Auflagen, die uns gezwungen haben, uns 
genau auf unsere Kernbereiche zu besinnen.“ 
Die TU habe – abgesehen von den vier Studien-
gängen Mathematik, Physik, Chemie und Infor-
matik – keinen Studiengang mehr gemeinsam 
mit einer anderen Berliner Universität. Darüber 
hinaus sei es in den ingenieur- und naturwissen-
schaftlichen Bereichen zu thematischen Konzen-
trationen gekommen, um dort, in gewissem Sin-
ne, kritische Masse zu haben. So ähnlich sei es 
in der Humboldt-Universität und in der Freien 
Universität mit der Abstimmung in den geistes-
wissenschaftlichen Bereichen geschehen. In den 
Naturwissenschaften hat es nach Worten Pro-
fessor Kurt Kutzlers zwischen den drei Univer-
sitäten eine sehr intensive Abstimmung gege-
ben.

hêÉ~íáîáí®íW=îÉê®åÇÉêíÉ=mêçòÉëëÉI=píêìâíìêÉå=
ìåÇ=jÉåí~äáí®íÉå=

Abschließend äußerte Dr. Annette Fugmann-
Heesing die Einschätzung, dass man zwar in 
manchen Punkten in Berlin weiter sei als man 
denke, ein Großteil der Arbeit jedoch noch vor 
den Beteiligten liege. Dabei sei Kreativität ge-
fragt: „Ich glaube, eins ist auch ganz deutlich 
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geworden in den Diskussionen: Es ist nicht – das 
sage ich nicht nur als ehemalige Finanzsenato-
rin – alles nur eine Frage des Geldes, sondern vie-
les ist eine Frage veränderter Prozesse, veränder-
ter Strukturen – und veränderter Mentalitäten.“ 

dÉï®ÜêíÉ=ÇÉå=aáëâìí~åíÉå=~ÄëÅÜäáÉ ÉåÇ=ÉáåÉå=tìåëÅÜW=jçJ
ÇÉê~íçêáå=aêK=^ååÉííÉ=cìÖã~ååJeÉÉëáåÖ=

Am Ende der Konferenz durften die Diskutan-
ten auf dem Podium einen Wunsch äußern. Pro-
fessor Dr. Jens Schneider-Mergener plädierte 
für eine stärkere Vernetzung von Wissenschaft 
und Wirtschaft und ein entsprechendes Forum 
der Universitäten. Man müsse sich fragen, was 
in der Wirtschaft gebraucht werde und wie man 

sich fokussieren könne. Auch der Wunsch, den 
der Präsident der Technischen Universität äu-
ßerte, betraf die Zusammenarbeit von Wissen-
schaft und Wirtschaft. Professor Dr. Kurt Kutz-
ler wünschte sich bei den großen Unternehmen, 
mit denen die Universität kooperiert, mehr Zu-
verlässigkeit – auch und gerade im Falle wech-
selnder Vorstände und im Falle von Unterneh-
mensrestrukturierungen. Dr. Hans-Gerhard 
Husung wiederum hatte die Vorstellung, dass 
die Wissenschaftskommission einen wesentli-
chen Beitrag zur Zielbildungsfindung der Hoch-
schulen für die nächsten Jahre leiste – ein Wunsch, 
der sich gut mit den Vorstellungen ihres Vorsit-
zenden, Professor Dr. Dietrich G. Niethammer,
vertrug: „Wir würden gerne ans Licht kommen 
und dann mit dem Senator zusammen die Din-
ge diskutieren und umsetzen“, so der Medizi-
ner. Jan Eder äußerte als letzter Podiumsteil-
nehmer seinen Wunsch: „Ich wünsche mir, dass 
wir in fünf Jahren hier wieder sitzen zu einer 
thematisch gleichen Diskussion, die dann nicht 
die Überschrift trägt ‚Verbund und Vernetzung 
von Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft – 
ein Vorbild für Berlin?’, sondern die die Über-
schrift trägt: ‚Berlin – Ein Vorbild für Verbund 
und Vernetzung von Wissenschaft, Forschung 
und Wirtschaft’.“ 
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fåíÉêîáÉï=

aêK=^ååÉííÉ=cìÖã~ååJeÉÉëáåÖ=
sçêëáíòÉåÇÉ=ÇÉë=^ìëëÅÜìëëÉë=Ñ ê=táëëÉåëÅÜ~Ñí=ìåÇ=cçêëÅÜìåÖ=

áã=^ÄÖÉçêÇåÉíÉåÜ~ìë=_Éêäáå=
cê~ÖÉå=îçåW=bêáÅÜ=táííÉåÄÉêÖ=Ó=ïïïK~ìÇáçäáåâJçåäáåÉKÇÉ=

FES: Berlin investiert viel in seine Wissenschafts-
landschaft. Was kommt dabei heraus, welche 
Vorteile hat das für die Stadt, wie ist das Ver-
hältnis von Input und Output? 

Fugmann-Heesing: Ganz klar ist, dass Berlin im 
Bundesvergleich außerordentlich viel investiert 
in den Bereich Forschung und Entwicklung. Wir 
haben ja die Ziele der Lissabon-Strategie in Ber-
lin bereits weit überschritten mit rund 4,26 % 
Investitionen in Forschung und Entwicklung. 
Auf der anderen Seite muss man sehen, dass in 
Berlin zum Beispiel Patentanmeldungen weit 
unterdurchschnittlich sind und wir in den letz-
ten 10 Jahren den Anteil der bundesweiten Pa-
tentanmeldungen fast halbiert haben. Das hat 
sicherlich auch mit der wirtschaftlichen Situati-
on in Berlin zu tun. Man sieht ja auch ganz klar, 
dass die Investitionen der Wirtschaft für For-
schung und Entwicklung in Berlin im Verhält-
nis zu anderen Bundesländern unterproportio-
nal sind. 

aêK= ^ååÉííÉ= cìÖã~ååJeÉÉëáåÖI= sçêëáíòÉåÇÉ= ÇÉë= ^ìëëÅÜìëëÉë=
Ñ ê=táëëÉåëÅÜ~Ñí=ìåÇ=cçêëÅÜìåÖ=

FES: Ist das auch ein Grund dafür, dass das Ver-
hältnis von Input zu Output im wissenschaftli-
chen Bereich in München besser ist, weil dort 
die wirtschaftliche Lage günstiger ist? 

Fugmann-Heesing: Auf jeden Fall. Ein gesun-
der industrieller Standort ist natürlich auch ein 
wesentlicher Nachfrager für Leistungen aus For-
schung und Entwicklung und da ist die Struk-
tur in Berlin deutlich ungünstiger als in Mün-
chen. Aber ich denke, es ist auch eins ganz deut-
lich geworden: Wir dürfen uns nicht auf diesem 
Befund ausruhen, sondern wir müssen uns na-
türlich auch die Frage stellen, wie wir die Struk-
turen in Berlin, in der Wissenschafts- und For-
schungslandschaft so miteinander vernetzen 
und so effizient und effektiv machen können, 
dass das was hier geleistet wird, auch interes-
sant wird für Nachfrager aus dem übrigen Bun-
desgebiet. Wir dürfen uns nicht beschränken auf 
die Region Berlin-Brandenburg. Berlin, in seiner 
komplexen Struktur und mit dem großen An-
gebot, muss den Blick über diese Region hinaus 
richten und muss sehen, dass Nachfrage von 
dort auf Berlin gezogen wird. 

FES: „Vernetzung von Wissenschaft, Forschung 
und Wirtschaft – ein Vorbild für Berlin?“ Unter 
diesem Titel fand die letzte Diskussionsrunde 
statt, die Sie moderiert haben. Die Vernetzung 
ist jedoch ja gerade in Berlin schon besonders 
weit fortgeschritten, wie z. B. Herr Prof. Niet-
hammer anmerkte. Ist Berlin in diesem Punkte 
nicht bereits selbst Vorbild und was müsste noch 
mehr geschehen? 

Fugmann-Heesing: Herr Niethammer hat ja sehr 
deutlich gezeigt, welche räumlichen Cluster wir 
haben; das ist die erste Voraussetzung. Diese 
räumlichen Cluster müssen aber ergänzt wer-
den um strukturelle Cluster, das heißt, um die 
tatsächliche Vernetzung. Auch da ist in Berlin 
bereits viel passiert. Aber ich denke, wir müs-
sen das noch deutlich weiterentwickeln und wir 
müssen uns auch überlegen, ob wir hier Struk-
turen schaffen müssen, die den unmittelbaren 
Kontakt von Wirtschaft, Wissenschaft und For-
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schung noch weiter intensivieren. Ich denke, da 
gibt es in Berlin durchaus noch etwas zu tun und 
es gibt auch einiges zu tun in dem Verhältnis 
der einzelnen wissenschaftlichen Einrichtungen 
zueinander. Bei diesem sehr ausdifferenzierten 
Angebot an Hochschulen, Universitäten und 
Fachhochschulen müssen wir natürlich auch 
hier einerseits sehen, welche Vernetzungen sind 
möglich, aber auch: welche Fokussierung? Auch 
das ist ja in der Diskussion deutlich geworden. 

FES: Wie stellen Sie sich diese Strukturen, die Sie 
eben angesprochen haben, optimalerweise vor? 

Fugmann-Heesing: Ich halte nichts von der Dis-
kussion die Universitäten zu fusionieren. Das 
ist kein Ansatz, der Berlin und die Hochschul-
landschaft in Berlin wirklich weiterbringen wür-
de. Aber wir haben ja bereits in den Strukturplä-

nen der Universitäten ganz klare Veränderun-
gen, wenn Sie das Beispiel der Technischen Uni-
versität sehen. Nur mal an einem Beispiel fest-
gemacht: Lehrerausbildung. Lehrerausbildung 
gibt es nur noch in einem ganz begrenzten Be-
reich an der Technischen Universität und im 
Übrigen wird dieser Bereich an den anderen 
Universitäten vorgehalten. Und die Frage, wie 
man hier fokussieren kann und die Stärken der 
einzelnen Bereiche herausarbeiten kann, das ist 
etwas, was wir noch weiter betreiben müssen. 

Ich kann mir auch sehr gut vorstellen, dass wir 
in den Bereichen der Serviceeinrichtungen in den 
Universitäten, – ob nun Facility Management, 
Studierendenbetreuung oder Verwaltungsein-
richtungen, – noch zu viel stärkeren Kooperatio-
nen oder zu gemeinsamen Einrichtungen kom-
men können. 
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